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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Der Ausschuss kommt überein, die Tagesordnungspunkte 1 
und 12 gemeinsam zu beraten. 
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1 Aktuelles Seuchengeschehen (fortlaufende Berichterstattung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5188 

In Verbindung mit: 

12 Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest: Bestehen wider besseres 
Wissen Lücken bei Aufklärung und Bekämpfung? (Bericht beantragt von der 
Fraktion der SPD [siehe Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5188 

Ministerin Silke Gorißen (MLV) führt aus: 

Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren Abgeordneten! Die Afrikanische Schweine-
pest bleibt nach wie vor ein dynamisches Geschehen mit großen Herausforderungen.  

Bei der Geflügelpest hat sich die Lage weitestgehend beruhigt.  

Was die ASP angeht, so hatten wir Anfang Mai eine entsprechende Erweiterung der 
Sperrzonen vorgenommen in Abstimmung mit den Ländern Rheinland-Pfalz und 
Hessen sowie den betroffenen Kreisen Siegen-Wittgenstein und Olpe aufgrund 
neuer Funde im Raum Netphen. Grundlage hierfür waren die Ergebnisse der Ge-
nomsequenzierung des Friedrich-Loeffler-Instituts.  

Auch im Hinblick auf die Errichtung von weißen Zonen stehen wir im sehr engen 
Kontakt mit den angrenzenden Bundesländern. Dadurch bleiben wir handlungsfähig 
und reagieren konsequent auf die jeweils aktuellen Entwicklungen.  

Das gilt genauso für den Zaunbau, bei dem wir gut vorankommen. Die Erweiterung 
der Umzäunung des Kerngebiets bei Netphen sowie die Anbindung an die Zaunsys-
teme in Hessen und Rheinland-Pfalz sind bereits in Umsetzung. Der Anschluss an 
den hessischen Festzaun im Bereich Hallenberg konnte erfolgreich hergestellt werden. 
Da sind wir jetzt auch auf der Zielgeraden, das steht kurz vor der Beendigung. Ins-
gesamt stehen somit inzwischen rund 389 km Festzaun in Nordrhein-Westfalen.  

Ebenso wichtig ist uns natürlich auch die Information der Bevölkerung. Der übermittelte 
Bericht meines Hauses hat aufgezeigt, dass wir vielerorts auf die Risiken des Seu-
chengeschehens hinweisen. So haben wir auch eine entsprechende Beschilderung 
an Wanderparkplätzen, Zugangspunkten und Toren entlang der Zäune angebracht. 
Zudem soll die Beschilderung wichtiger Verkehrsachsen noch ausgebaut werden. 
Autobahnraststätten sind auch entsprechend ausgestattet worden.  

Zu der angekündigten Bereisung Nordrhein-Westfalens durch das EU-Veterinary-
Emergency-Team hatten wir bereits in der letzten Sitzung Nachfragen aus dem Aus-
schuss bekommen. Diese Bereisung hat am 5. bis 7. Mai durch Vertreter aus Italien, 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 9 - APr 18/1248 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  09.06.2026 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume  
82. Sitzung (öffentlich) rt 
 
 

Bulgarien und Lettland stattgefunden. Diese haben die Arbeit vor Ort jeweils begut-
achtet und dem Land Nordrhein-Westfalen dann auch eine gute und professionell 
organisierte Bekämpfung der ASP bescheinigt sowie eine breite Unterstützung auf 
allen Verwaltungsebenen angekündigt. Empfehlungen der EU-Experten, die es noch 
gegeben hat, werden wir konsequent in unsere weiteren Maßnahmen einbeziehen.  

Der anhaltend hohen Belastung soll natürlich Rechnung getragen werden. Deshalb 
haben wir noch mal unsere Organisationsstruktur angepasst. Auch das haben wir 
Ihnen bereits im Vorfeld mitgeteilt. Die bisherige Projektgruppe wurde jetzt an die 
Staatssekretärsebene angebunden und zur Stabstelle ASP weiterentwickelt. Damit 
stärken wir an der Stelle die strategische Steuerung und bündeln die Koordination 
auf höchster Ebene. Gleichzeitig verbleiben die fachlichen Aufgaben der Seuchen-
bekämpfung und auch des Jagdwesens natürlich in den zuständigen Fachabteilungen.  

Neben den Bekämpfungsmaßnahmen im Wildschweinebestand bleibt der Schutz 
der Hausschweinbestände natürlich ganz essentiell. Das wird auch sehr hochge-
halten. Die Betriebe arbeiten da sehr zuverlässig mit. Es ist uns natürlich besonders 
wichtig, dass möglichst viele Betriebe an den Biosicherheitsberatungen und am 
ASP-Früherkennungsprogramm teilnehmen.  

Die aktuelle Zusammenarbeit mit den Kreisen, aber auch mit den angrenzenden 
Bundesländern, den nationalen und den internationalen Vertretern macht deutlich, 
dass wir mit Nachdruck daran arbeiten, die Seuchenlage weiter einzudämmen.  

Das als grobe Zusammenfassung der Ereignisse. Wir stehen natürlich für Fragen zur 
Verfügung.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) bedankt sich für die ausführliche Beantwortung der 
Berichtsanfrage, in der ausdrücklich auf die Europäische Veterinärkommission einge-
gangen worden sei.  

Sie habe in der letzten Sitzung nach dem KulturPur-Festival gefragt. Daraufhin sei ge-
sagt worden, es sei Angelegenheit des Kreises. Am folgenden Tag habe sie einen 
Anruf des dortigen Kreisveterinärs bekommen, der deutlich gemacht habe, was er im 
Bereich ASP-Vorsorge unternehme. Nichtsdestotrotz sei einen Tag nach dem Kultur-
Pur-Festival die Sperrzone deutlich ausgeweitet worden. Offensichtlich sei irgendet-
was im Argen gewesen, denn sonst hätte man die Sperrzone dort nicht ausgeweitet.  

Die Ministerin sei auf die Anmerkungen der Kreise eingegangen, aber teilweise ohne 
konkrete Hinweise. Bezüglich des Freak Valley Festival am vergangenen Wochen-
ende gebe es auf der Homepage keine Information darüber, dass es eine ASP-Zone 
sei. Dann gebe es weitere Hinweise auf kommende Veranstaltungen im Juli bis in den 
Herbst hinein. Vor dem Hintergrund frage sie, ob es Mindestauflagen gebe, um eine 
Veranstaltung durchführen zu können. Schließlich mache es keinen Sinn, Veranstal-
tungen passieren zu lassen, um dann hinterher wieder eine Sperrzone auszuweiten.  

Im Bericht stehe: 
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„Im Rahmen der Depopulation um das Kerngebiet wird die Errichtung von 
weißen Zonen […] an den Grenzen zu Hessen und Rheinland-Pfalz […] geplant.“ 

Das bedeute, dass die bisherige Strategie nicht ausreichend und nachgebessert wor-
den sei. Es bedeute aber auch, dass eine großräumige Entnahme in diesen weißen 
Zonen passieren müsse. Sie frage, wie hoch die Population in diesen weißen Zonen 
sei, wie viel entnommen werden müsse, damit es da populationsfrei oder annähernd 
populationsfrei sei. 

Das europäische Veterinärteam habe ausdrücklich eine stärkere Konzentration der 
Populationsreduktion außerhalb des Kerngebiets gefordert. Vorher sei es offenbar 
noch nicht genug gewesen. Man lobe die Datensammlung, fordere aber gleichzeitig 
mehr epidemiologische Analysen. Sie interessiere, was bis jetzt da durchgeführt wor-
den sei, ob es da um Ausbreitungsrichtungen, Ausbreitungsgeschwindigkeiten, Korre-
lationen mit irgendwelchen anderen Wildschweindichten gehe und warum bis jetzt 
nicht eine weitergehende Analyse erfolgt sei. 

Dietmar Brockes (FDP) fragt, warum die weißen Zonen nur zu den angrenzenden 
Bundesländern eingerichtet würden. Seiner Ansicht nach wäre es sinnvoll, eine weiße 
Zone um das gesamte Gebiet, also auch im nordrhein-westfälischen Teil, einzufassen. 
Darüber hinaus interessiere ihn, von welchen Beständen man da ausgehen müsse, 
die in der jetzt vorgesehenen weißen Zone oder auch generell entnommen werden 
müssten. Man müsse doch wissen, um wie viele Tiere es gehe, um einschätzen zu 
können, ob die richtigen Maßnahmen ergriffen würden. Solange dies nicht der Fall sei, 
könne nicht beurteilt werden, ob man da im Prozentbereich oder im überwiegenden 
Bereich unterwegs sei, was die Entnahmen angehe.  

StS Dr. Martin Berges (MLV) antwortet, mit Blick auf die weiße Zone sei man zurzeit 
dabei, die gesamte Sperrzone II einzuzäunen mit dem Ziel, anschließend eine weiße 
Zone einrichten zu können, und zwar als Puffer, um weitere Wanderungen zu verhin-
dern. Das sei also im Plan und kein Strategiewechsel, sondern darüber habe man 
bereits im Ausschuss berichtet.  

Man sei jetzt so weit, dass man in Richtung der hessischen Grenze schon auf der 
Zielgeraden sei und das auch tatsächlich einrichten könne. Wenn der Zaun geschlos-
sen sei, werde man da weiße Zonen einrichten und dann dafür sorgen, dass man suk-
zessive dort die Tiere so weit entnehme, dass man den Druck möglichst geringhalte, 
was die Population anbetreffe.  

Was die Populationsdichte angehe, habe man bereits über die Drohnenflüge berichtet, 
um die Populationsdichte in der Region einzuschätzen. Daran würden sich natürlich 
die Maßnahmen orientieren. Derzeit werde in bestimmten Gebieten aktiv gejagt. Das 
sei alles kommuniziert, dass diese Dinge liefen.  

Man habe auch berichtet, welche Technik eingesetzt werde. Inzwischen seien 35 Fallen-
jagden im Einsatz. Herr Zimmermanns habe diese Dinge vor Ort mit den Jagdausübungs-
berechtigten exzellent organisiert, übrigens auch demnächst, wenn die Zusammenarbeit 
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mit den hessischen Kollegen bezüglich der weißen Zonen auf der hessischen Seite statt-
finde.  

Es sei gerade die Durchführung von Veranstaltungen in den Regionen angesprochen 
worden. Auch da erinnere er an die letzte Sitzung, wo man sich deutlich positioniert 
habe, dass die Veranstaltungen in der Zuständigkeit der Kreise durchgeführt würden, 
dass es entsprechende Auflagen in den Sperrzonen gebe und dass die Kreise dafür 
sorgten, dass entsprechende Sicherungskonzepte vorgelegt würden. Das sei bei dem 
KulturPur-Festival geschehen, und das ändere sich nicht.  

Die Annahme der zeitlichen Verschiebung sei ein Gedankenfehler. Wann die erweiter-
ten Zonen nach dem Fund in Netphen festgelegt worden seien, sei das eine. Das 
Zweite sei, dass dann vor Ort die entsprechende Erweiterung der Zonen erarbeitet 
werde und dass das Ganze dann zur Genehmigung über das BMLEH an die EU-Kom-
mission gehe. In dem Augenblick, wo sie diese Zonenerweiterung bestätige, werde sie 
in Allgemeinverfügungen veröffentlicht. Da habe es jetzt eine zeitliche Überschneidung 
gegeben, die aber nichts damit zu tun habe, dass das im Zusammenhang mit dem 
KulturPur-Festival stattgefunden habe.  

RB’r Dr. Jürgen Harlizius (MLV) legt dar, am 30. April habe es die Meldung eines 
Falles in Netphen gegeben. Man habe daraufhin mit der EU-Kommission überlegt, wie 
man die Sperrzonen am besten erweitere, woraufhin die Erweiterung der Sperrzone II 
erfolgt sei. Das sei damals vor dem Fest in der Nähe von Hilchenbach geplant worden. 
Dann werde die Gebietskulisse über das BMLEH beim Bund eingereicht. Dann gebe 
es gegebenenfalls noch Anpassungen. Dann beschließe die SCoPAFF das, wenn sie 
es akzeptiere. Erst dann könne man das veröffentlichen. Die SCoPAFF habe das um 
Pfingsten akzeptiert. Da sei auch das Fest gewesen. Das habe also nichts mit dem 
Fest zu tun gehabt. So laufe das auch bei weiteren Sperrzonenanpassungen.  

Die EU-VET-Kommission sage immer ganz klar, das Virus sei schneller als jeder Jä-
ger. Deswegen habe sie am liebsten, man zäune alle erkrankten Schweine ein, lasse 
das Virus arbeiten, und in der Zeit werde in der Umgebung des Infektionsherdes ge-
sucht und da möglichst auch keine Tiere gefunden. Wenn das so sei, dann werde mit 
der Entnahme begonnen. Man entscheide jede Woche anhand der jeweiligen Funde, 
anhand der jeweils gesichteten Wildschweine in der AG Strategie mit den betroffenen 
Kreisen, wie man die Strategie anpasse.  

Es sei gefragt worden, warum noch keine epidemiologische, wissenschaftliche Bewer-
tung erfolgt sei. Man befinde sich im engen Austausch mit dem FLI. Die FLI-Wissen-
schaftler bräuchten für konkrete Aussagen eine gewisse Zeit. Sie werteten jetzt die 
Daten aller Funde in den Gebieten aus. Das werde die Strategieanpassung für den 
Herbst sein. Denn im Herbst beginne wieder die Jagdsaison. Dann werde man ein-
zelne Gebiete heraussuchen, die man als weiße Zonen deklariere. Bevor es weitere 
Funde gegeben habe, sei der Plan gewesen, die Sperrzone II komplett einzäunen und 
dann innerhalb der Sperrzone II diese weißen Zonen zu bilden. Dann habe es die Fälle 
in Netphen gegeben, woraufhin die Sperrzone wieder habe erweitert werden müssen. 
Da sei man gerade im konkreten Austausch mit Hessen gewesen. Da habe es geholfen, 
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dass Hessen schon Zäune gehabt hätten. Das könne man jetzt nutzen, um dort weiße 
Zonen entstehen zu lassen.  

Man werde natürlich die Umzäunung um die gesamte Sperrzone II weiterführen. Das 
seien gut 300 km. Man schaffe pro Tag etwa 10 km. In 30 Tagen werde man es nicht 
schaffen, aber man versuche, die ganze Sperrzone II einzuzäunen. 

Was die Populationserfassung angehe, habe man die vegetationsfreie Zeit im Winter 
genutzt. Da habe man das damalige Kerngebiet überfliegen können. Da habe man 
deutlich weniger Wildschweine als erwartet gefunden. Inzwischen sei das Kerngebiet 
größer. Aber jetzt in dieser vegetationsdichten Zeit sehe man wieder zu wenig. Man 
habe jetzt auch wieder die Reproduktion. Das habe man natürlich eingerechnet. Man 
sehe aber auch schon Gebiete im Kerngebiet, wo relativ viel Ruhe sei. Das sei jetzt 
auch der Plan, was die Erfassung angehe. Man habe ergänzend Wildkameras aufge-
hangen. Man mache natürlich intensive Wildbeobachtungen und an den Stellen, wo 
es möglich sei, Drohnenüberfliegungen. Aber in dem dichten Waldgebiet helfe das 
einfach nicht weiter. Da müsse man eine wiederholte Überfliegung im Winter machen, 
aber das helfe jetzt nicht. Dann würden durch Gebiete, die dann komplett eingezäunt 
seien, Hunde geschickt, um festzustellen, ob es da weitere Totfunde gebe oder ob es 
ein Gebiet sei, wo schon Ruhe sei, wo das Virus seine Arbeit schon gemacht habe. 
Dann werde das Gebiet gezielt geräumt und als weiße Zone deklariert. Man werde 
Gebiete nie auf null kriegen, aber weiße Zone heiße, es müssten unter vier Wild-
schweinen pro Quadratkilometer sein. Dann gerate eine Infektionskette ins Unterbre-
chen. Das sei das Ziel am Ende.  

Den Peak der Seuche habe man noch nicht überschritten. Dies sei erst dann der Fall, 
wenn man mehr tote Tiere finde, die negativ seien. Derzeit finde man vor allen Dingen 
tote Tiere, die alle ASP hätten.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) sagt, was das zeitliche Zusammenfallen des KulturPur-
Festivals mit der Erweiterung der Kernzone angehe, habe sie verstanden, dass es ein 
bürokratischer Prozess sei, der ein paar Tage dauere, und das sei jetzt zufällig zusam-
mengefallen, Ende des Festes, Verlautbarung in der Allgemeinverfügung. Deshalb sei 
eine zeitliche Überschneidung zustande gekommen. Das bedeute aber doch, man 
habe das vorher eingereicht, und man habe gewusst, dass diese Sperrzone erweitert 
werde. Trotzdem sei es völlig unproblematisch gewesen, da ein Fest mitten im Wald 
zu machen. Sie habe schon letztes Mal gefragt, ob es nicht ein überragendes öffentli-
ches Interesse gebe, seitens der Landesregierung die Kreise anzuweisen, bestimmte 
Dinge eben nicht zu tun oder bestimmte Mindeststandards in Bezug auf Festivitäten 
einzuhalten. Das gebe es offenbar noch nicht. Dass die Kreise da alleine verantwort-
lich seien, habe bei den Osterfeuern an ganz vielen kleinen Stellen geklappt. Es 
scheine jetzt aber so zu sein, dass es in Siegen-Wittgenstein mit diesen Festivals mög-
licherweise nicht klappe. Da wäre es ihrer Meinung nach ein überragendes Interesse 
auch vonseiten des MLV, einzugreifen.  

Herr Dr. Harlizius habe gesagt, die Jagdsaison für Schwarzwild würde erst im Herbst 
wieder beginnen. Ihres Wissens sei diese ganzjährig. Die Datenquelle, die man habe 
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und die von der EU-VET-Kommission gelobt worden sei, müsse doch eine Populati-
onsdichte beschreiben. Man werde doch Daten über die Population haben. Es werde 
von einer ungewöhnlich hohen Schwarzwildpopulation gesprochen. Man müsse doch 
Zahlen haben. Eine Analyse bedeute, man müsse irgendwo Zahlen oder zumindest 
Ranges haben, in welchem Bereich man sich bewege. Insofern frage sie, warum es 
so schwierig sei, das hier in irgendeiner Weise darzustellen, wenn man auf der anderen 
Seite sage, man mache weitere Untersuchungen und werde im Herbst auf den Aus-
schuss zukommen. 

Dietmar Brockes (FDP) lässt verlauten, Herr Dr. Harlizius habe mitgeteilt, man wolle 
auf vier Wildschweine pro Quadratkilometer herunterkommen. Dann müsse man na-
türlich wissen, wo man im Moment stehe. Deshalb wäre es jetzt wirklich angebracht, 
Zahlen zu haben. Auch die Zahlen aus dem Winter seien nicht bekannt gegeben wor-
den. Er verstehe nicht, warum daraus so eine Geheimniskrämerei gemacht werde. 
Man müsse sich doch ein Bild machen, um die Lage einschätzen zu können.  

Die weiße Zone zu Hessen, Rheinland-Pfalz werde praktisch in Nordrhein-Westfalen 
durch die Zone II fortgeführt. Das bedeute, diesen Bereich wolle man wildschweinfrei 
bekommen. Er frage, was das konkret an Jagdstrecke bedeute. 

Markus Höner (CDU) findet es wichtig, einmal den Fokus darauf zu legen, was alles 
in der letzten Zeit passiert sei. Man habe mittlerweile 389 km Festzaun gezogen. Das 
sollte man sich einmal vor Augen führen. 308 km2, also 30.800 ha, sei eine tolle Zahl. 
Diese Fläche müsse beurteilt werden. In Anbetracht der Berichterstattung im Aus-
schuss beim letzten Mal könne er den Vorwurf der Geheimniskrämerei nicht nachvoll-
ziehen, denn das entspreche nicht der Realität. Es werde ganz offen darüber gespro-
chen. Bis Ende Februar, Anfang März habe die Drohnenbefliegung stattgefunden. Hier 
seien alle Zahlen vorgelegt worden, sogar nach Kreisen.  

Aus den Ergebnissen des EU-VET-Berichts lese er sehr viel Positives, nämlich eine 
schnelle Aktivierung des Krisenmanagements, großflächiger Einsatz von Kadaver-
suchhunden, eine gute Zusammenarbeit in der Jägerschaft, Forstwirtschaft, Veterinär-
verwaltung, eine hohe Qualität der Maßnahmen und eine gute Datensammlung. Von 
der EU werde positiv bewertet, was gemacht werde. Das sollte in den Fokus gestellt 
werden. Man könne sicherlich immer wieder was finden, wo man dann den Finger in 
die Wunde lege – das sei auch ein Stück weit die Rolle der Opposition –, aber das 
werde dem, was dort in der Region im Moment passiere und was im Haus gemacht 
werde, nicht gerecht.  

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) schließt sich den Ausführungen von Herrn Höner an. 

Er sei beim KulturPur-Festival gewesen und könne berichten, dass viele Maßnahmen 
umgesetzt worden seien. Es habe jede Menge Hinweisschilder, abgehängte Zäune, 
Gattertore gegeben, und auch die Parkplätze seien abgezäunt gewesen. Es sei auch 
mit Durchsagen und auf der Internetseite darauf hingewiesen worden. Insofern habe 
jeder Besucher, jede Besucherin der Veranstaltung gut wahrnehmen können, dass es 
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eine Besonderheit gebe im Vergleich zu den vergangenen Jahren, nämlich eine Zone 
aufgrund der Afrikanischen Schweinepest, wo bestimmte Dinge erlaubt seien und 
manche Dinge eben auch nicht. Da habe der Veranstalter in Kooperation mit dem Kreis 
Siegen-Wittgenstein alles, was möglich sei, getan, um dieses Festival unter bestmög-
licher Sicherheitslage durchführen, beispielsweise dass Besucher und Besucherinnen 
nicht dazu beitrügen, ASP-Reste unter Schuhen weiter zu verteilen. Dafür bedanke er 
sich beim Veranstalter, der den erhöhten Aufwand zu tragen gehabt habe. 

Ministerin Silke Gorißen (MLV) schickt vorweg, dass Herr Dr. Louy gleich Zahlen 
mitteilen werde. 

Den Vorwurf der Geheimniskrämerei, so die Ministerin, weise sie zurück. Man habe in 
vergangenen Sitzungen dezidiert erklärt, was alles im Einzelnen stattfinde. Man habe 
auch die Zahlen der Überfliegungen genannt. Jetzt so zu tun, als wären nie Zahlen der 
Winterüberfliegung genannt worden, könne sie nicht nachvollziehen. Diese Zahlen 
habe man hier im Ausschuss ganz klar benannt. Von daher bitte sie darum, bei der 
Wahrheit zu bleiben und nicht zu erzählen, das Ministerium würde irgendeine Geheim-
niskrämerei betreiben und Zahlen nicht benennen. Man habe sogar dargestellt, wie die 
Drohnen geflogen seien, wie die Strecken, die Raster gewesen seien, nach welchen 
Verfahren man abgesucht habe.  

Das Festivalkonzept sei vom Landrat erarbeitet worden, mit Zäunen etc. Da habe es 
eine Begehung gegeben mit den Medien, mit der Presse. Man könne natürlich alles 
mit Verboten belegen, Fakt sei aber, dass da Menschen lebten, dass da gesellschaft-
liches Leben weiterhin stattfinden müsse. Dies müsse in Einklang gebracht werden mit 
den Erfordernissen, die eine korrekte ASP-Seuchenbekämpfung mit sich bringe. Das 
sei die Herausforderung. Man habe auch berücksichtigt, wo das Festival stattfinde, 
nämlich auf einem Sportplatz, an einer belebten Straße, wo Hotels, Parkplätze seien 
und immer Leben sei. Dieser Platz sei eingezäunt worden.  

Darüber hinaus gebe sie zu bedenken, was passiere, wenn nichts mehr stattfinden 
dürfe, aus äußerster Vorsorge heraus. Dann würden Zäune aufgeschnitten, würden 
Menschen sich nicht mehr an Allgemeinverfügungen halten. Insofern müsse mit Au-
genmaß agiert werden. Sie finde, dass sich der Kreis für dieses Festival sehr viele 
kluge Gedanken gemacht und ein gutes Konzept aufgelegt habe.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill merkt an, das Protokoll der letzten Sitzung liege in 
Kürze vor.  

MR Dr. Dirk Louy (LMV) legt dar, zu den Zahlen brauche er nicht mehr viel zu sagen, 
weil die hier umfangreich vorgestellt worden seien. Er wolle nur noch mal eines klarstellen, 
weil hier im Unterton immer wieder suggeriert werde, dass die Methodik der Populations-
größenabschätzung nicht ganz sauber sei oder man alles wissen müsse. Man wisse, rein 
wildbiologisch habe man keine Bestandzahlen, wie die Populationen in Nordrhein-West-
falen aussähen, weder bei Schwarzwild noch bei Rotwild, Rehwild, Baummarder oder 
sonstigen Wildarten. Selbst im naturschutzfachlichen Bereich gebe es nur Annäherungen, 
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zum Beispiel in der Ornithologie, wo ordentlich gezählt werde. Es sei nicht so einfach, 
mittels Drohnen wild durch den Wald zu fliegen und dann einfach zu gucken, wie es 
aussehe. Herr Dr. Harlizius habe ausgeführt, dass dafür die Bedeckung am Boden 
relevant sei. Es gelte ja nicht nur, einfach drüber zu fliegen und nach Wärmepunkten 
zu suchen. Im Wald sei es auch nicht so einfach, wie man es aus der Praxis beim 
Thema „Rehwild und Kitzrettung“ kenne. Es gelte, diese Wärmepunkte klar zu identi-
fizieren, dass sie zu Schwarzwild gehörten. Das heiße, wenn man mit der Drohne 
fliege, um Wärmepunkte zu finden und Populationen abzuschätzen, sei eine Anspra-
che in die Tierart hinein sehr, sehr schwierig. Das wären unlautere Zahlen, weil man 
einfach Punkte gezählt habe, die wahrscheinlich dann auch Rehwild, Rotwild oder an-
dere Wildarten beinhalteten.  

Man habe es auch in anderen Bereichen, wo man gerne wissen wolle, wie viele Wasch-
bären es in Nordrhein-Westfalen gebe, weil das auch ein großes Thema sei. Auch das 
funktioniere nicht. Die Fachabteilung habe bereits ausgeführt, dass zusätzlich Kamera-
systeme mit dabei seien, um zumindest punktuell klar zu wissen, was da erhoben werde. 
Diese Methodik stehe noch komplett am Anfang. Man habe mit der Forschungsstelle 
für Jagdkunde und Wildtiermanagement die Experten, die die Daten klug interpretieren 
könnten. Herr Brockes wolle Zahlen darüber haben, wie viel Wild in den einzelnen 
Gebieten, Sperrzone I, II oder weißes Gebiet, herumlaufe. Das sei relativ schwierig. 
Das, was bislang auch schon mit der Unterstützung der Ministerin vorangetrieben wor-
den sei mit der Befliegung, sei eine Methodik, die so in diesem Umfang selten in an-
deren Bundesländern stattgefunden habe. Man habe nun wichtige Grundlagen. Es 
seien Annäherungen, die hülfen, eine Situationsbeschreibung vorzunehmen.  

RB’r Dr. Jürgen Harlizius (MLV) ergänzt, die EU-VET-Kommission habe sogar ganz 
klar empfohlen, im Kerngebiet die Jagd ruhen zu lassen, das Virus die Arbeit machen 
zu lassen, nach Monaten der Jagdruhe in dieses Gebiet zu gehen, um festzustellen, 
was da noch lebe. Erst dann komme die Bestandsdichte zum Tragen. Am Ende wolle 
man die Infektionskette abreißen lassen. Das gelinge dadurch, dass entweder alle ge-
storben seien oder nur noch ganz wenige überlebten, die dann gejagt würden. Das sei 
das Ziel in dieser weißen Zone. Da sollten möglichst keine positiven Tiere sein, und 
der Bestand solle möglichst klein sein. Da könne man dann irgendwann sagen, hier 
gebe es keine positiven Wildschweine, um dann zu sagen, dass die Seuche gestoppt 
sei. Erst dann werde es wichtig, die Population zu erfassen.  

Dietmar Brockes (FDP) fragt, ob das nicht die Strategie in der Zone I sein müsse, dass 
dort die Tiere in Ruhe gelassen würden, an dem Virus verendeten oder wie auch immer. 
Die Zone II sei ja die Pufferzone zwischen keiner Kontrolle und dem Ausbruchsbereich. 
Da müsse es doch so sein, dass darüber sichergestellt werde, dass nichts in Zone I 
eindringe oder herauskomme.  

Sein Vorwurf bezüglich der Zahlen sei vielleicht etwas zu scharf gewesen. Dafür ent-
schuldige er sich. Das Protokoll liege ja noch nicht vor, und auch in seinen Notizen 
seien keine Zahlen.  
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Er bitte um eine Berichtsanpassung, wie im Moment die Situation vor Ort gesehen werde.  

Herr Dr. Louy habe bezüglich der Drohnen ausgeführt, dass man ziemlich am Anfang 
stehe. Die Ministerin habe sich Anfang April dafür gelobt, dass der Rotwildbestand in 
der Eifel per KI erfasst werde. Vor dem Hintergrund müsse, gerade wenn man über 
ASP rede, der Schwerpunkt bei der Erfassung des Schwarzwildbestands liegen. Die 
KI könne sicherlich nicht nur Rotwild erfassen, sondern auch Schwarzwild.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) widerspricht dem Vorwurf, sie wolle das Sauerland ge-
sellschaftlich lahmlegen. Sie habe nach Mindeststandards und in der zweiten Runde 
nach überragendem öffentlichen Interesse gefragt, diese Seuche weiter einzudämmen, 
weil man selber gesagt habe, die Hausschweinbestände müssten geschützt werden. 
Es sei ja anerkennenswert, die Höfe und die Mastbetriebe vor der ASP zu schützen.  

Bei den Mindeststandards, die sie am Anfang nachgefragt habe, gehe es vor allem um 
die Veranstaltungen, die gelaufen seien. Das KulturPur-Festival habe ein Konzept ge-
habt, offensichtlich auch auf der Homepage angekündigt. Letztes Wochenende habe 
sie auf der Homepage nichts gesehen. Es stünden weitere Veranstaltungen das Jahr 
über an. Es gehe doch darum, zu kontrollieren, ob diese Standards eingehalten wür-
den. Das müsse doch auch im Interesse der Landesregierung sein, die eben auch die 
Hausschweinbestände außerhalb des Sauerlands schützen wolle. Darum gehe es. Ihr 
gehe es nicht darum, jede Kinoveranstaltung in Olpe zu untersagen.  

RB’r Dr. Jürgen Harlizius (MLV) macht deutlich, im Kerngebiet sei die Seuche auf 
jeden Fall. Das Kerngebiet gehöre zur Sperrzone II. Da rechne man mit der Seuche. 
Da könne zu jeder Zeit ein Tier gefunden werden. Die Sperrzone I sei die Zone darum 
herum, die Pufferzone. Da wolle man kein Virus haben.  

Es habe jetzt den isolierten Fall bei Netphen gegeben, weit weg von den anderen Fäl-
len. Man habe südlich darum gesucht, damit es nicht weiter gehe, damit weiter südlich 
nichts sei, und da die Zäune gebaut. Jetzt seien die Zäune nahezu dicht. Nun kümmere 
man sich um das Gebiet in der Mitte. Das bedeute, es könne gut sein, dass in den 
nächsten Wochen auch da weitere Fälle aufträten. 

Was die Veranstaltungen angehe, prüfe man die Rechtmäßigkeit. Diese sei dann ge-
geben, wenn eine Allgemeinverfügung vorliege. Da stehe das Wegegebot drin. Da 
stehe drin, welche Dinge beachtet werden müssten, Hunde anleihen, Abfallentsorgung 
und alle diese Dinge. Das überprüften die Kollegen vor Ort im Rahmen der Verhältnis-
mäßigkeiten. Bei Großveranstaltungen, zum Beispiel KulturPur, habe man sogar noch 
das FLI eingeschaltet, die entsprechende Empfehlungen gegeben habe. Es gebe eine 
Stellungnahme des FLI, sie besage, solche Veranstaltungen könnten stattfinden, aber 
gewisse Mindeststandards müssten eingehalten werden.  
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2 Zweites Gesetz zur Änderung des Landesfischereigesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/17413 

Stellungnahme 18/3605 
Stellungnahme 18/3606 
Stellungnahme 18/3643 
Stellungnahme 18/3653 
Stellungnahme 18/3667 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/19689 

(Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksache 18/17413 an den 
Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirt-
schaft, Forsten und ländliche Räume am 28. Januar 2026) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill teilt mit, zu dem Gesetzentwurf sei eine schriftliche An-
hörung durchgeführt worden. Es seien fünf Stellungnahmen eingegangen. Zusätzlich 
liege ein Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und Grünen vor.  

Klaus Hansen (CDU) begrüßt, dass das so sei, wie es jetzt gekommen sei. Man habe 
hier eine umfassende Digitalisierung, aber vor allen Dingen auch eine Modernisierung 
der Fischereischeinverwaltung. Seine Fraktion freue insbesondere die Herabsetzung 
des Mindestalters von 14 auf 12. Das sei ein wichtiger Schritt in die Zukunft, junge 
Menschen bereits ab dem 12. Lebensjahr ans Angeln, an die Fischerei, an die Natur 
zu bringen. Ihn persönlich freue die flächendeckende Zufriedenheit damit. Es sei ein 
großer Wurf gelungen, der durch den Änderungsantrag noch ergänzt werde. Seine 
Fraktion werde beidem zustimmen.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) teilt mit, dass auch ihre Fraktion dem Gesetzentwurf 
und dem Änderungsantrag zustimmen werde. Allerdings wolle sie gerne noch etwas 
in der Genese richtigstellen. In den Fragenkatalog für die schriftliche Anhörung sei auf 
Wunsch ihrer Fraktion die Frage nach der Absenkung des Mindestalters aufgenom-
men worden. Dass das jetzt quasi als schwarz-grüner großer Wurf gefeiert werde, 
finde sie bemerkenswert. Man habe sowohl bilateral als auch im Ausschuss angebo-
ten, sowohl den Gesetzentwurf als auch den Änderungsantrag gemeinsam einzubrin-
gen. Schwarz-Grün sei darauf wieder nicht eingegangen. Das kenne man schon vom 
Wolf, vom Hochwasserschutz, jetzt hier Fischerei. Zusammenarbeit werde abgelehnt. 
Das finde sie schade. Gerade da wäre es ein gutes Zeichen gewesen, wenn die de-
mokratischen Fraktionen gemeinsam nach vorne gegangen wären.  
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Auch seine Fraktion, so Dietmar Brockes (FDP), sehe den Gesetzentwurf sehr posi-
tiv, da für weniger Bürokratie, mehr Digitalisierung und für ein modernes Fischereirecht 
gesorgt werde. Insofern werde man dem zustimmen.  

Aber hinsichtlich des Alters sollte man noch mal die Köpfe zusammentun. Auch seine 
Fraktion begrüße die Absenkung auf zwölf Jahre, aber der Jugendfischereischein gelte 
ab zehn Jahren und dann praktisch nur noch für die zwei Jahre. Andere Bundesländer 
hätten das Alter auf zehn Jahre herabgesenkt. Es wäre sinnvoll, das Alter auf zehn 
Jahre abzusenken und den Jugendfischereischein wegfallen zu lassen. Das sei nicht 
nur die Idee der FDP, sondern habe im Rahmen der schriftlichen Stellungnahme auch 
der Rheinische Fischereiverband deutlich gemacht.  

Klaus Hansen (CDU) betont, seine Fraktion habe sich ebenfalls darüber Gedanken 
gemacht, finde aber derzeit den Schritt auf 10 Jahre zu groß. Auch der Fischereiver-
band und viele andere hätten in ihren Stellungnahmen zwölf Jahre favorisiert. Das 
solle aber nicht heißen, wenn etwas mehr Zeit ins Land gegangen sei und man andere 
Erkenntnisse habe, dass man das Ganze nicht noch mal anpacken könne. Insofern 
sei das nicht in Stein gemeißelt.  

Seines Wissens sei der Wunsch nach einer Herabsetzung des Alters nicht ein Wunsch 
der SPD gewesen, sondern dieser sei aus dem Fischereiverband gekommen, und 
zwar noch vor sehr langer Zeit.  

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) entgegnet in Richtung Herrn Brockes, man habe in den 
vergangenen drei, vier Monaten an mehreren Fischereiveranstaltungen teilgenom-
men, wo seitens des Ministeriums dargestellt worden sei, wie der Prozess gelaufen 
sei, dass viele Bundesländer zusammengearbeitet hätten, um möglichst zum 1. Juli 
mit dem digitalen Fischereischein an den Start gehen zu können. Darüber hinaus sei 
jetzt schon geplant, weitere Veränderungen anzudenken im Kontext des Prüfungswe-
sens mit dem Ziel einer Abschaffung des Jugendfischereischeins, damit dann 10- bis 
15-Jährige ohne Schein mit einem Scheininhaber angeln dürften. Insofern bestehe die 
Möglichkeit, dass 10- bis 12-Jährige angeln könnten. Hier schließe er sich den Aus-
führungen des Abgeordneten Hansen an, dass da erst mal Erfahrung gesammelt wer-
den müsse, bevor man einen Schein mache.  

Er habe in mehreren Gesprächen darüber diskutiert, dass es auch gut und wichtig 
wäre, über die theoretische Prüfung hinaus auch praktische Übungen zu machen, dass 
es in Zukunft einen Praxistag geben solle, um eine gute Qualität der Ausbildung und 
des Angelns sicherzustellen. Das sei auch von den Fischereiverbänden gewollt. 

Insgesamt sei man, wenn diese Dinge umgesetzt würden, auf einem guten Weg.  

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP bei Abwesenheit der AfD-Fraktion stimmt 
der Ausschuss dem Änderungsantrag zu.  
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Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP bei Abwesenheit der AfD-Fraktion stimmt 
der Ausschuss dem Gesetzentwurf in geänderter Fassung zu.  
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3 Entwurf einer Verordnung zur Digitalisierung der Fischereischeinverwaltung 

Vorlage 18/5134 
Drucksache 18/19335  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill teilt mit, mit dem Schreiben vom 13. Mai dieses Jahres 
habe die Ministerin für Landwirtschaft und Verbraucherschutz den Entwurf der Verord-
nung an den Landtag übersandt. Mit einer Unterrichtung Drucksache 18/19335 habe 
der Präsident des Landtags dem Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucher-
schutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume die Vorlage 18/5134 zugeleitet, 
in der der Verordnungsentwurf enthalten sei. Man sei aufgerufen, das Benehmen zum 
Verordnungsentwurf herzustellen.  

Der Ausschuss stellt das Benehmen zu dem mit der Vorlage 
18/5134 übersandten Verordnungsentwurf her.  

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 21 - APr 18/1248 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  09.06.2026 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume  
82. Sitzung (öffentlich) rt 
 
 
4 Gesetz zur Anpassung von Vorschriften auf den Gebieten der Tiergesund-

heit, der Tierischen Nebenprodukte und von Vorschriften zu Wahlen der 
Landwirtschaftskammer 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/18507 

Stellungnahme 18/3846  

(Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksache 18/18507 an den 
Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirt-
schaft, Forsten und ländliche Räume am 6. Mai 2025) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill teilt mit, man habe in der Sitzung am 7. Mai beschlossen, 
den kommunalen Spitzenverbänden gemäß § 58 der Geschäftsordnung Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. Eine Stellungnahme des Landkreistages liege mit der 
Nummer 18/3846 vor.  

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP bei Abwesenheit der AfD-Fraktion stimmt 
der Ausschuss dem Gesetzentwurf zu. 
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5 Entwurf einer Dritten Verordnung zur Änderung der LK-Wahlordnung 

Vorlage 18/5122 
Drucksache 18/19320 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill teilt mit, mit dem Schreiben vom 12. Mai habe die Mi-
nisterin für Landwirtschaft und Verbraucherschutz den Entwurf der Verordnung an den 
Landtag übersandt. Mit einer Unterrichtung Drucksache 18/19320 habe der Präsident 
des Landtags dem Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirt-
schaft, Forsten und ländliche Räume die Vorlage 18/5122 zugeleitet, in der der Ver-
ordnungsentwurf enthalten sei. Man sei aufgerufen, das Einvernehmen zum Verord-
nungsentwurf herzustellen.  

Der Ausschuss stellt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP bei Abwe-
senheit der AfD-Fraktion das Einvernehmen zu dem mit der 
Vorlage 18/5122 übersandten Verordnungsentwurf her. 
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6 EU-Verbraucherkreditlinie umsetzen und Versprechen aus dem eigenen 

Koalitionsvertrag erfüllen: Zugang zu Schuldnerberatung endlich sicher-
stellen! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/16482 

Ausschussprotokoll 18/1155 (Anhörung vom 2. März 2026) 

(Überweisung des Antrags Drucksache 18/16482 an den Ausschuss 
für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten 
und ländliche Räume – federführend – und den Ausschuss für 
Familie, Kinder und Jugend am 25. November 2025) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill teilt mit, heute fänden die Auswertung der Anhörung 
sowie die abschließende Beratung und Abstimmung statt. Der mitberatende Aus-
schuss für Familie, Kinder und Jugend habe in seiner Sitzung am 30. April votiert und 
den Antrag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, Grünen, FDP und AfD gegen 
die Stimmen der SPD abgelehnt.  

Inge Blask (SPD) führt aus, in Sachen Schuldnerberatungsdienstegesetz habe der 
Bundesrat den Vermittlungsausschuss angerufen. Damit sei abzusehen, dass das 
Thema in Berlin länger feststecke, als man sich das gewünscht habe.  

Die Abgeordneten der regierungstragenden Fraktionen hätten seinerzeit kritisiert, dass 
man den Antrag zu diesem Thema kurz nach der Verabschiedung des Gesetzes im 
Bundestag gestellt und der Landesregierung eigentlich keine Zeit gelassen habe, sich 
an die Umsetzung zu machen. Es zeige sich mal wieder, dass nicht die Zeit der ent-
scheidende Faktor sei, sondern der politische Wille, bei diesem Thema Dinge anzu-
packen.  

Die Sachverständigenanhörung habe ganz klar gezeigt, es bestehe Reformbedarf. 
Über allem müsse das große Ziel stehen, allen überschuldeten Menschen einen flä-
chendeckenden, schnellen und bedarfsgerechten Zugang zur Beratung zu ermögli-
chen. Dafür brauche es eine auskömmliche Finanzierung und eine zentrale Steue-
rungsrolle, die sinnvollerweise nur beim Land liegen könne.  

Nordrhein-Westfalen sei und bleibe der Hotspot der privaten Überschuldung. Die 
Schuldnerberatung könne, wenn man sie vernünftig gestalte, große Abhilfe leisten für 
die Menschen.  

Ihre Fraktion habe im Antrag gute und sinnvolle Maßnahmen aufgezeigt, die auch vom 
Büro der Sachverständigen unterstützt würden. Von den Sachverständigen seien wei-
tergehende Vorschläge unterbreitet worden, wie man es noch viel besser machen 
könne.  
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Die Landesregierung müsse nun mit ihren regierungstragenden Fraktionen entschei-
den, ob sie sich auf den Weg machen und vor die Lage kommen oder sich weiterhin 
hinter Berlin verstecken wolle. Ihre Fraktion hoffe, mit diesem Antrag einen Impuls in 
die richtige Richtung gesetzt zu haben, und bitte um die Zustimmung.  

Wilhelm Hausmann (CDU) entgegnet, es stelle sich die Frage, was vor der Lage und 
was hinter der Lage sei. Seine Fraktion habe immer etwas den Eindruck, dass die SPD 
ein bisschen neben der Lage stehe, denn das, was mittlerweile im Bundesrat im Disput 
mit den Ländern geschehen sei, sei keine ausreichende Grundlage, um hier handeln 
zu können.  

Nordrhein-Westfalen sei darauf gut vorbereitet. Die Ministerien hätten die entspre-
chenden Vorlagen gemacht. Selbst der SPD-eigene Sachverständige sei der Meinung, 
dass die Sache keineswegs entscheidungsreif sei, sondern dass erst der Bund am 
Zug sei und eine ausreichende Finanzierung durch den Bund gewährleistet werden 
müsse.  

Insofern habe man nach wie vor großen Bedenken, schon jetzt die Sache zu entschei-
den. Vielmehr drohe die Gefahr, in die Bürokratie abzurutschen, wenn man voreilig ein 
EU-Gesetz, eine EU-Bestimmung übererfülle. Man sehe nach wie vor, dass der Bund 
hier am Zuge sei, im Rahmen der Arbeit im Bundesrat und gegebenenfalls im Vermitt-
lungsausschuss seine Arbeit zu machen. Darauf sei das Land Nordrhein-Westfalen 
gut vorbereitet. Hier und heute könne man daher den Antrag nur ablehnen.  

Auch seine Fraktion, so Dietmar Brockes (FDP), könne dem Antrag nicht zustimmen. 
In der Anhörung sei deutlich geworden, dass primär nicht fehlende Beratung das Prob-
lem sei, sondern bei den in Rede stehenden Menschen Lebenskrisen, wirtschaftliche 
Belastungen und strukturelle Faktoren eine Rolle spielten. Die Freien Demokraten sä-
hen insbesondere den Ansatz, viel stärker für mündige Bürger zu sorgen. Deshalb sei 
zum Beispiel eine Finanzbildung bereits in der Schule der richtige Ansatz. Dies fehle 
leider in dem Antrag. Entscheidend sei, frühzeitig anzusetzen, Finanzbildung, stärkere 
Prävention und die Förderung von Eigenverantwortung. Der Staat könne nicht jedes 
Problem eines Einzelnen lösen.  

Norwich Rüße (GRÜNE) betont, er sehe es etwas anders als Herr Brockes und finde, 
dass der Staat den Menschen in Krisensituationen helfen solle. Man könne eben auch 
unverschuldet in Verschuldung geraten. Da helfe nicht, wenn man in der Schule ge-
lernt habe, nicht gleichzeitig fünf Handyverträge abzuschließen. Nur mit Bildung werde 
man da nicht weiterkommen. Von daher sei der grundsätzliche Ansatz des Antrags 
richtig. Es bestehe Einigkeit, dass man Schuldnerberatung brauche. Die Anhörung 
habe deutlich gezeigt, dass Schuldnerberatung und Insolvenzberatung endlich zusam-
mengeführt gehörten, dass das nicht getrennt voneinander sein sollte. In dem Antrag 
werde aber nicht die Frage beantwortet, wer das finanzieren solle. Das sei seine 
Hauptkritik. Solange das nicht geklärt sei, sei das ein Wünsch-dir-was-Antrag, in dem 
zwar das Problem richtig beschrieben werde, aber nicht dargelegt werde, wie es gelöst 
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werden solle. Gerade von der Bundesebene erwarte er Impulse, dass man bereit sei, 
diese Strukturen mit erheblich mehr finanziellen Mitteln auszustatten. Dann könne man 
darüber reden. Aber das jetzt so zu machen, halte er für falsch. Deshalb lehne auch 
seine Fraktion den Antrag ab.  

Dietmar Brockes (FDP) hebt hervor, seine Fraktion sei nicht generell gegen Beratung, 
aber der Ansicht, dass man mit einer flächendeckenden Beratung das Grundproblem 
nicht lösen werde. Das Grundproblem sei eben fehlende Finanzbildung. Dazu verhalte 
sich der Antrag nicht. Er glaube schon, dass manch eine missliche Lage verhindert 
werden könne, wenn man durch Bildung dafür sorge, nicht in eine solche Situation 
hineinzukommen. Bei der Beratung sei immer schon das Kind in den Brunnen gefallen. 
Selbstverständlich sei da Hilfe richtig und notwendig, aber man müsse erst mal an das 
Grundübel heran.  

Inge Blask (SPD) sagt, in der Tat werde das Thema „Bildung“ in diesem Antrag nicht 
bearbeitet. Das tue man an anderer Stelle. Überschuldung sei aber nicht immer nur 
ein Bildungsproblem, sondern könne auch durch besondere Lebenskrisen auf die 
Menschen zukommen, Arbeitslosigkeit, Krankheit, Scheidung. Insofern, Prävention ja, 
aber es brauche auch Hilfe für die Menschen, wenn sie in die Überschuldung geraten 
seien, insbesondere dann, wenn es unverschuldet geschehen sei. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der SPD-Fraktion bei 
Abwesenheit der AfD-Fraktion lehnt der Ausschuss den Antrag 
ab.  
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7 Weil Freizeit ein Muss ist: In Kleingärten investieren, Oase der berufstätigen 

Familie modernisieren 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/18999  

(Überweisung des Antrags Drucksache 18/18999 an den Ausschuss 
für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten 
und ländliche Räume am 6. Mai 2026) 

Der Ausschuss kommt überein, eine Anhörung durchzuführen 
und die kommunalen Spitzenverbände fraktionsunabhängig zu 
laden. Je Fraktion kann zusätzlich ein Sachverständiger benannt 
werden. 
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8 Infrastruktur und Bürger schützen – Abstandsflächen für Windindustriean-

lagen jetzt! 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/17453 

Ausschussprotokoll 18/1222 (Anhörung vom 19. Mai 2026) 

(Überweisung des Antrags Drucksache 18/17453 an den Ausschuss 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie – federführend – 
und den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume am 28. Januar 2026) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill teilt mit, der federführende Ausschuss wolle seine ab-
schließende Beratung in Kürze durchführen. Insofern solle heute ein Votum gefasst 
werden.  

André Stinka (SPD) merkt an, die konstruierten Fälle der AfD seien von den seriösen 
Sachverständigen im Bausch und Bogen abgelehnt worden.  

Eine pauschale Abstandsfläche von 1.000 m sei als nicht vernünftig angesehen worden.  

Die Versicherungswirtschaft habe ausgeführt, dass sie bezüglich der Windkraftanla-
gen, die die Versicherungswirtschaft in Nordrhein-Westfalen und in Deutschland be-
treue, bislang keine Schadensmeldungen in dem Bereich habe, sodass die Kosten für 
eine Haftpflichtversicherung für die Windräder 100 Euro betrügen. Insofern sei die Pa-
nik, die die AfD geschürt habe, durch die Sachverständigen in ein vernünftiges Licht 
gerückt worden, nämlich dass es diese Sorgen nicht geben müsse.  

Die Sozialdemokraten vertrauten dem TÜV und dem DEKRA, der noch mal klargestellt 
habe, dass die Sicherungsmaßnahmen in den Windkraftanlagen ordentlich organisiert 
würden. Das Bundesemissionsschutzgesetz sei bei Planung von Windkraft nach Ein-
schätzung seiner Fraktion wie auch nach der Einschätzung der Sachverständigen ver-
nünftig. In dem Sinne werde man den Antrag ablehnen. 

Norwich Rüße (GRÜNE) stellt fest, dass die antragstellende Fraktion am eigenen An-
trag kein Interesse habe, denn sonst wäre sie da. Seine Fraktion lehne den Antrag ab.  

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP bei Abwesenheit der AfD-Fraktion lehnt 
der Ausschuss den Antrag ab.  
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9 Energieversorgung ohne Flächenkonflikte – Nordrhein-Westfalen braucht 

mehr innovative Photovoltaik-Konzepte 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/18107 (Neudruck) 

Stellungnahme 18/3788 
Stellungnahme 18/3799 
Stellungnahme 18/3805 
Stellungnahme 18/3810 
Stellungnahme 18/3812  

(Überweisung des Antrags Drucksache 18/18107 (Neudruck) an 
den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie – 
federführend – und den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
am 18. März 2026) 

Auf Wunsch von Dietmar Brockes (FDP) kommt der Ausschuss 
überein, die Beratung in die nächste Sitzung zu vertagen.  
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10 Illegale Entsorgung von Bodenmaterial (Bericht auf Wunsch der Landesregie-

rung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5199 
Vertrauliche Vorlage 18/199 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill leitet ein, diese Thematik habe man bereits in der vori-
gen Sitzung behandelt.  

Sie mache darauf aufmerksam, dass aus der vertraulichen Vorlage in öffentlicher Sitzung 
nichts berichtet werden dürfe und man gegebenenfalls einen nichtöffentlichen Teil an-
schließen müsse.  

Minister Oliver Krischer (MUNV) legt dar: 

Der Arbeit der Zentralstelle für die Verfolgung der Umweltkriminalität in Zusammen-
arbeit mit den Umweltbehörden und den Bergbehörden ist die Aufdeckung des ge-
samten Komplexes „illegale Bodenentsorgung“ sowie der fortgeschrittene Arbeits-
stand zu verdanken. Das ist in den letzten anderthalb Jahren ein deutlicher Fort-
schritt, dass wir Kenntnisse über die Verfolgung und die Gefahrenbekämpfung die-
ses bisherigen Dunkelfeldes bekommen haben.  

Es gibt 29 Verdachtsstandorte, davon 22 im Zuständigkeitsbereich der Umweltbe-
hörden. Bislang sind zwei Anklagen erhoben worden. Über den Stand der umwelt-
seitigen Fälle wird in dem vorliegenden Bericht – wir haben in der Vergangenheit 
schon mehrfach über dieses Thema hier ausführlich berichtet – weiter informiert. 
Wir haben auch anonymisiert über bislang nicht namentlich benennbare Fälle im 
Zuständigkeitsbereich der Umweltbehörden und zwei nicht benennbare im Zustän-
digkeitsbereich der Bergbehörde berichtet.  

Es wurde inzwischen eine Vielzahl von Maßnahmen zur Gefahrenermittlung und 
Gefahrenabwehr ergriffen.  

Da ist also eine ganze Menge passiert. Mit diesen Maßnahmen ist bisher in keinem 
einzigen Fall eine konkrete Gefährdung für Mensch und Umwelt erkennbar. Das ist 
eine gute Nachricht, dass diese Dinge nicht dazu führen, dass wir hier konkrete 
Bedrohungslagen haben.  

Auf der Internetseite des LANUK wird fortlaufend und aktuell über den Stand der 
Bearbeitung informiert, also auch für die Öffentlichkeit; die Bergbehörde handhabt 
das ebenso.  

Wir stehen gerne für weitere Detailfragen, sofern wir das im Rahmen der Ermittlun-
gen beantworten können, zur Verfügung.  
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Julia Kahle-Hausmann (SPD) sagt, laut Bericht sollten Kontrolle und Überwachung 
weiterentwickelt werden. Sie interessiere, welche konkreten Maßnahmen noch in die-
ser Legislaturperiode umgesetzt werden sollten, um solche Fälle früher zu erkennen 
und diesen früher begegnen zu können, wie die Landesregierung sicherstelle, dass 
die Kosten der Sanierung konsequent bei den Verursachern blieben, und wie ein mög-
liches Strafmaß aussehen könne.  

Dann werde über digitale Kontrollsysteme gesprochen. Sie wolle wissen, welche 
messbaren Verbesserungen man da erwarten könne und wann.  

Just zu diesem Zeitpunkt werde wahrscheinlich im Weseler Kreistag ein Antrag abge-
stimmt, dass weitere Kieslöcher im Kreis grundständig beprobt werden sollten. Sie 
wolle wissen, ob sich das Land vorstellen könne, eine finanzielle Unterstützung bei 
dieser Beprobung zu leisten. 

Minister Oliver Krischer (MUNV) antwortet, was die Thematik der Überwachung an-
gehe, schaue man, dass insbesondere die Dokumentation zunehmend weiter digitali-
siert werde, dass man beispielsweise auch bei solchen Dingen wie Entsorgungskon-
zepte von Bodenaushubmaterial bei größeren Bauvorhaben, die bisher schon erstellt 
werden müssten, aber nur auf Verlangen den Behörden vorzulegen seien, an einzel-
nen Stellen zu einer Verpflichtung komme. 

Es gebe eine Reihe von weiteren Maßnahmen. Man stelle allerdings fest, dass die 
wesentlichen Veränderungen, die hier vorgenommen werden könnten, durch die 
Nachweisverordnung des Bundes zu regeln seien. Man habe das deshalb zum Thema 
der Umweltministerkonferenz gemacht und das von Nordrhein-Westfalen aus in den 
Bund getragen. Der zuständige Bundesumweltminister Carsten Schneider sei an der 
Sache sehr interessiert, vor allen Dingen, weil bisher im Bund eher eine Tendenz in 
die entgegengesetzte Richtung vorhanden sei, nämlich weitere Standards zu reduzie-
ren. Der Bundesumweltminister habe schriftlich zugesichert, dass er die Vorschläge, 
die man dem Ausschuss gerne im Detail zur Verfügung stelle, prüfe und aufgreife. 
Insofern bestehe Hoffnung, dass es hier zu einer entsprechenden Verbesserung 
komme. Hier gehe es gar nicht um mehr Aufwand und mehr Dokumentationspflichten, 
sondern hier sei es vor allen Dingen erforderlich, dass man von einer im Moment noch 
analogen Überwachung zu einer digitalisierten komme.  

Die anderen Fragen, zum Beispiel mit Blick auf den Kreistag in Wesel, könne er aus 
dem Stegreif nicht beantworten. Das werde im Nachgang geschehen.  

Dazu, was generell finanzielle Unterstützungen angehe, könne etwas gesagt werden. 

RB’r Stefan Schroers (MUNV) führt an, was die Finanzierung der Maßnahmen zur 
Gefahrenermittlung, Gefahrenabwehr und Entsorgungskosten anbelange, sei es so, 
dass grundsätzlich die privaten Verpflichteten heranzuziehen seien, beispielsweise 
durch Anordnungen. Das werde auch gemacht. In verschiedenen Fällen sei es bereits 
mit Ordnungsverfügungen adressiert worden. Wenn die privaten Verpflichteten dem 
nicht nachkämen, könne die Ersatzvornahme greifen. Dann könne man als Land über 
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Mittel der Förderrichtlinie Bodenschutz und Altlasten grundsätzlich fördern, wenn es 
Gefahrenermittlungsmaßnahmen, Gefahrenabwehrmaßnahmen seien, bei entspre-
chenden Verdachtsflächen oder schädlichen Bodenveränderungen. Da sei aber jeder 
Fall einzeln zu beurteilen. Wenn es reine Abfallentsorgungsmaßnahmen seien, keine 
Gefahrenermittlungen, keine Gefahrenabwehr, dann greife die Förderrichtlinie Boden-
schutz und Altlasten allerdings nicht. Hier sei dann der private Verpflichtete heranzu-
ziehen. Wenn hier keine Möglichkeiten bestünden oder der private Verpflichtete dem 
nicht nachkomme, dann müsse geschaut werden, wie das dann im Einzelfall gelöst 
werde.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) fragt, wann die digitalisierten Kontrollsysteme umge-
setzt würden  

MR Ulrich Sauerland (MUNV) antwortet, im Landeskreislaufwirtschaftsgesetz stehe, 
dass bei größeren Baustellen ein Entsorgungskonzept zu erstellen sei. Das sei auf 
Verlangen den Behörden vorzulegen. Eine Möglichkeit wäre, eine Verpflichtung einzu-
richten. Dazu müsse aber das Gesetz geändert werden. Darüber müsse auch der 
Landtag beraten. Wie lange das dauere, könne er nicht exakt sagen. Das würde viel 
bringen, denn dann könnten die Behörden mit den normalen Instrumenten, die bereits 
vorhanden seien, in diese Entsorgungskonzepte Einblick nehmen, schauen, wie die 
Entsorgungswege seien, und feststellen, ob die auch in der Realität umgesetzt und 
gebraucht worden seien.  

Norwich Rüße (GRÜNE) bekräftigt die Ausführungen des Ministers, wie gut die Ein-
richtung der Zentralstelle Umweltkriminalität sei. Er erinnere an die Skandale in der 
Vergangenheit. So eine zentrale Stelle sorge für Unruhe, sodass die Nervosität mit 
jeder Straftat, die aufgedeckt werde, zunehme.  
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11 Gesetz zur Änderung des Landesforstgesetzes und des Gemeinschafts-

waldgesetzes (Bericht beantragt von der Fraktion der FDP [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5196 

Dietmar Brockes (FDP) verweist auf den Referentenentwurf zum zukünftigen Lan-
deswaldgesetz, womit man bei vielen Radfahrerinnen und Radfahrern und auch Moun-
tainbikern für sehr viel Unruhe bzw. Verärgerung gesorgt habe. Es gebe viele Nutzun-
gen im Wald, Waldeigentümer, Wanderer, aber nun eine Gruppe auszuschließen, 
halte man für den völlig falschen Weg.  

Niemand wolle, dass jemand mit dem Rad durch eine Schonung fahre und illegale 
Trails oder Rampen baue, was auch schon verboten sei. Schließlich gehe es um den 
Schutz von Eigentum. Nach dem Gesetzentwurf sollten Fahrzeuge, die zwei Reifen 
hätten, nicht mehr auf Fahrwegen fahren dürfen, die in der Regel mindestens 2 m breit 
seien. Laut Vorlage wolle man nun keine Breite mehr vorschreiben. Er frage, wie das 
zukünftig geprüft werde. Im Bericht stehe jetzt nichts mehr von Fahrwegen. Deshalb 
wolle er wissen, ob eingesehen worden sei, dass es falsch sei, was in dem Gesetzent-
wurf stehe und darüber indirekt die Breite vorzugeben. Das wäre für viele Betroffene 
sehr wichtig, denn dadurch würde ein großer Teil der Nutzer ausgeschlossen. Insofern 
bitte er um eine Klarstellung. 

Darüber hinaus interessiere ihn das weitere Verfahren.  

Seine Fraktion habe einige Fragen gestellt. Beispielsweise wolle man wissen, zu wie 
vielen Verstößen es in der Vergangenheit gekommen sei. Da bleibe man leider die 
Information schuldig. Ferner wolle man wissen, wie zukünftig die Einhaltung kontrolliert 
werden solle und woher zukünftig ein Radfahrer wisse, welchen Weg er noch benutzen 
dürfe, wenn die Breite nicht vorgegeben werde, man aber sage, dass er nur auf Fahr-
wegen unterwegs sein dürfe. 

Ministerin Silke Gorißen (MLV) führt aus, es sei in einer rasenden Geschwindigkeit 
geschehen, dass, nachdem der Referentenentwurf herausgekommen sei, man über 
Mountainbikevereine bezüglich der Definition von Fahrweg auf irgendeinen Erlass ge-
kommen sei, der aber mit den Wegen im Wald, auf denen das Mountainbiken nach 
wie vor erlaubt sein solle, gar nichts zu tun habe. Da sei man plötzlich auf eine Breite 
von 3,50 m gekommen und habe auf einen Erlass Bezug genommen, der aber aus 
einem anderen Zusammenhang gewesen sei. Dann seien relativ schnell Gerüchte und 
auch falsche Einschätzungen hochgeschossen.  

Das habe bei den Mountainbikern zu sehr viel Unruhe gesorgt. Daraufhin habe man 
ganz schnell erklärt, was tatsächlich gemeint sei, und zwar in Form einer Pressemit-
teilung, die man noch am Freitag derselben Woche über die Staatskanzlei herausge-
geben habe. Man habe es dann auch in Form von Kacheln auf Social Media eingestellt, 
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um erst mal genau zu adressieren, was im Wald nach wie vor erlaubt sein solle und 
worum es bei welchen Verboten gehe.  

Die Wege, die bislang von den Mountainbikern genutzt worden seien, also die norma-
len zugelassenen Wege, könnten ganz genauso weiter befahren werden. Herr Hart-
mann werde gleich zu den Details ausführen. Man habe aber auch klar gesagt, dass 
das illegale Anlegen zum Beispiel von Trails untersagt sei. Das Gleiche gelte für das 
Nutzen dieser Trails ohne die Zustimmung der Waldbesitzer. Man habe in den letzten 
Jahren einfach gemerkt, dass der Wald massiv dadurch gelitten habe, dass manche – 
es sei eine Minderheit von Radfahrern – im Wald viele Schäden angerichtet hätten, 
Bäume abgesägt, Hindernisse aufgebaut, irgendwelche Wege in den Wald geschla-
gen hätten, und festgestellt, dass man auf den Wald mehr und mehr achten müsse. 
Das wolle man auch explizit im Landeswaldgesetz aufführen.  

Aufgrund dieser unterschiedlichen Auffassungen und auch der Befürchtungen der 
Mountainbikeszene habe es am 26. Mai auf der Arbeitsebene im Ministerium ein Ge-
spräch mit Vertretern auch der Mountainbikeverbände gegeben, um einmal miteinan-
der zu sprechen und auch aufzuklären, was man tatsächlich verbieten wolle und was 
alles nicht verboten werden solle. Dadurch sei Klarheit entstanden, auch nachdem die 
Pressemitteilung herausgegeben worden sei. Das sei vonseiten der Verbände sehr 
begrüßt worden, dass man sich klar positioniert habe, was zum Beispiel die illegalen 
Trails angehe.  

Verboten werden solle weiterhin, dass zum Beispiel Mofas, Motorräder oder auch so-
genannte Speed-Pedelecs, die mehr als 25 km/h fahren könnten, im Wald gefahren 
werden dürfen. Da habe es eine Regelungslücke gegeben, weil es einfache Entwick-
lungen der letzten Jahre seien, beispielsweise Krankenfahrstühle aber nach wie vor 
erlaubt blieben. All das habe man in dem Gespräch dargelegt.  

Die Verbändeanhörung zum neuen Landeswaldgesetz sei gerade beendet worden. 
Die Stellungnahmen würden aktuell ausgewertet. Dann werde man natürlich schauen, 
inwiefern Anpassungen erfolgten, um mehr Klarheit zu schaffen.  

Natürlich bleibe auch weiterhin das Fahren mit Fahrrädern, mit Mountainbikes im Wald 
erlaubt. Bestimmte Dinge seien aber ausdrücklich verboten.  

Bianca Winkelmann (CDU) bedankt sich bei der Ministerin. Man habe festgestellt, 
wie schnell Dinge in der Wahrnehmung in eine Schieflage geraten könnten. Dass das 
Haus sofort Kontakt zu den Verbänden aufgenommen habe, sei genau richtig gewe-
sen, um Dinge klarzustellen. Sie appelliere an alle Abgeordneten, die als Landespoli-
tiker eine gewisse Verantwortung dafür trügen, wie in öffentlicher Wahrnehmung argu-
mentiert und diskutiert werde, sehr darauf zu achten, dass Menschen nicht Dinge er-
zählt würden, die so tatsächlich gar nicht vorgesehen oder geplant seien. Es sei wich-
tig, den Menschen in Nordrhein-Westfalen die Wahrheit zu sagen und bei Unklarheiten 
für Klarheit zu sorgen.  
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Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) sagt, alle hätten in den letzten drei Wochen in diesem 
Kontext sehr viele Gespräche mit vielen Fahrradfahrern, Fahrradfahrerinnen, Moun-
tainbikern und anderen geführt und über das Thema „Fahrradfahren im Wald“ disku-
tiert. Insgesamt müsse konstatiert werden, dass zum einen der Verkehr im Wald durch 
Spaziergänger, Wanderer, Fahrradfahrer in den letzten 20 Jahren massiv zugenom-
men habe und es da immer wieder zu konflikthaften Situationen gekommen sei, so-
dass man darüber nachdenken sollte, wie man das entzerren könne.  

Es gebe völlig unterschiedliche Verbände. Einige Verbände hätten genau das, was 
das Ministerium hier aufgeschrieben habe, gelobt. Auch unter den Mountainbikern 
gebe es einige, die es begrüßten, dass das Ministerium darüber nachgedacht habe, 
um über Regeln im Wald zu diskutieren.  

Die Entwicklung der Debatte habe gezeigt, dass es einzelnen gut organisierten Grup-
pen sehr schnell gelingen könne, eine Kampagne loszutreten. Er wäre nie auf die Idee 
gekommen, dass man aus den Formulierungen im Gesetzestext die These mache, 
dass man nur noch auf dreieinhalb Meter breiten Wegen fahren dürfe. Diese dreiein-
halb Meter breiten Wege, die im Erlass stünden, seien Wege zum Abtransport von 
Holz.  

Es sei gut, dass es das Gespräch gegeben habe, dass die Diskussionen stattgefunden 
hätten, dass die Verbände gehört worden seien. Viele Abgeordnete hätten diese Ge-
spräche auch geführt und würden sie vielleicht auch parallel zum Plenum und noch 
weiterführen. Die Radfahrverbände, die Mountainbike-Clubs, der Tourismus und die 
Wanderer hätten natürlich ein Interesse daran, sich weiterhin im Wald fortzubewegen 
und den Wald zu nutzen. Insofern finde er es richtig, dass es ein Betretungsrecht des 
Waldes mit bestimmten Regeln gebe, über die gegebenenfalls an der einen oder an-
deren Stelle zu diskutieren sei. Gegebenenfalls sei auch noch über Verkehrssiche-
rungspflichten und solche Dinge zu diskutieren. Deswegen freue er sich auf das par-
lamentarische Verfahren zu diesem Gesetz.  

MDgt Daniel Hartmann (MLV) legt dar, er wolle das Ganze einmal in den Gesamtzu-
sammenhang stellen, warum man überhaupt das Landesforstgesetz ändere. Es gebe 
den Auftrag aus dem Koalitionsvertrag, das Landesforstgesetz im Zusammenhang mit 
der Waldstrategie, die zwischenzeitlich vorliege, zu einem Landeswaldgesetz weiter-
zuentwickeln. Das eine seien Erkenntnisse der Waldstrategie, die in dieses neue Lan-
deswaldgesetz einfließen sollten, das andere seien Erkenntnisse aus der Forstpraxis 
heraus und auch rechtliche Notwendigkeiten, die eine Überarbeitung notwendig machten.  

Wenn sich alle Erholungssuchenden im Wald rücksichtsvoll untereinander benehmen 
würden im Hinblick auf den Wald selber, natürlich auch auf die schutzwürdigen Inte-
ressen von Waldbesitzenden und auch die Erholungsinteressen anderer, dann müsste 
man an der Stelle nichts regeln. Aber man wisse auch von den Försterinnen und Förs-
tern in der Fläche, dass es eben doch immer mal wieder zu Konflikten komme.  

Bezogen auf die Radfahrregelung sei aus der Praxiserfahrung heraus der Wunsch 
entstanden, den Begriff des „festen Weges“ etwas klarer zu definieren. Insofern habe 
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man den Begriff „fester Weg“ durch „Fahrweg“ ersetzt und das natürlich auch in der 
Begründung etwas näher erläutert.  

Heute wisse man, dass das unglücklicherweise zu mehr Missverständnissen geführt 
habe, anstatt es etwas klarer zu definieren. Deswegen werde man jetzt die Argumente 
und all das, was insbesondere die Radfahrverbände vorgetragen hätten, sehr genau 
abwägen und prüfen. Man habe die Radfahrverbände unmittelbar, nachdem das in der 
Öffentlichkeit breit diskutiert worden sei, eingeladen. Man werde jetzt die eingehenden 
Stellungnahmen sehr genau auswerten und sehr genau prüfen, wie man das Gesetz 
am Ende so formulieren könne, dass wirklich klar sei, was erlaubt sei und was in Zu-
kunft verboten sein solle.  

Es gehe darum, dass allen klar sei, dass sie nicht einfach querfeldein durch den Wald 
fahren dürften, dass nicht jeder Rehwildwechsel gleich ein Mountainbike-Trail sei und 
dass es auch noch einen Waldbesitzer gebe, der sinnvollerweise seine Zustimmung 
geben sollte, wenn Mountainbike-Trails angelegt würden. Dass jetzt in der Öffentlich-
keit die Wahrnehmung entstanden sei, das Radfahren im Wald verbieten zu wollen, 
sei sehr ungünstig, mache betrübt und sei auch so überhaupt nicht beabsichtigt gewe-
sen. Aber dafür gebe es eine Verbändeanhörung und sinnvollerweise dann auch die 
Möglichkeit, entsprechend Stellung zu nehmen. Man nehme das sehr ernst, werde das 
auswerten und dann auch zu einer besseren Formulierung kommen. Dann gehe das 
Ganze ins parlamentarische Verfahren, wo man im Rahmen der parlamentarischen 
Auseinandersetzung noch mal die Gelegenheit habe, das Ganze zu betrachten.  

Dietmar Brockes (FDP) bedankt sich für die Ausführungen. In der Tat hielten sich 
einige wenige nicht ordnungsgemäß im Wald auf. Querfeldein und durch Schonungen 
zu fahren sowie Trails auf dem Eigentum anderer Leute zu bauen, sei auch heute 
schon verboten. Dafür brauche man kein neues Gesetz. Insofern frage er, wie das 
kontrolliert werden solle. Das werde man mit Gesetzesmitteln nicht beheben können.  

Frau Winkelmann habe so getan, als wäre die Verunsicherung durch die Politik und 
vermutlich durch die Opposition entstanden. Vielmehr hätten sich Betroffene zu Recht 
geäußert, weil, wie auch die Ministerin und Herr Hartmann ausgeführt hätten, man sehr 
missverständlich formuliert habe.  

Der Begriff „Fahrwege“ erwecke den Anschein, als dürfe man sich nur noch auf befes-
tigten oder naturfesten Waldwirtschaftswegen als Radfahrer aufhalten. Er frage, ob 
dieser Begriff nun aus dem Gesetzentwurf gestrichen werde.  

Den Ausführungen von Herrn Hartmann habe er entnommen, man suche jetzt nach 
einer anderen Formulierung. Ihn interessiere, ob es hier weiterhin Einschränkungen 
geben solle oder ob man heute hier mit der Botschaft herausgehen könne, dass sich 
jeder Radfahrer auch zukünftig auf einem Pfad durch den Wald bewegen dürfe. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) nimmt Bezug auf die Ausführungen von Herrn Brockes, 
in denen es so geklungen habe, als wenn dieses Landesforstgesetz nur dahingehend 
zu einem Landeswaldgesetz weiterentwickelt werde, das Fahrradfahren im Wald in 
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irgendeiner Art und Weise zu reglementieren, einzuschränken oder zu verändern. Die-
ser Punkt sei relativ schnell auf der Website der Deutschen Initiative Mountainbike zu 
finden gewesen. Es gebe ein gutes Dutzend Punkte, die hier bearbeitet würden, und 
das Radfahren sei einer der kleineren. Es sei gut und richtig, über dieses Landeswald-
gesetz diese Entwicklung zu diskutieren und das zu thematisieren, aber so zu tun, als 
würde die Landesregierung eine Gesetzesinitiative nur deshalb starten, um über das 
Radfahren im Wald zu sprechen, werde der ganzen Sache nicht gerecht.  

MDgt Daniel Hartmann (MLV) betont, das Radfahren auf Wegen im Wald sei erlaubt 
und bleibe es auch. Zu welcher Formulierung man am Ende komme, werde man jetzt 
im Rahmen der Auswertung der Stellungnahmen prüfen. Er gehe davon aus, dass 
man eine klügere, eine bessere Formulierung finden werde. Dann hätten die Abgeord-
neten im parlamentarischen Verfahren noch mal die Gelegenheit, das nachzuprüfen.  

Eine Mindestbreite gebe es jetzt nicht und werde es auch in Zukunft nicht geben, was 
das angehe.  

Norwich Rüße (GRÜNE) zeigt sich überrascht von den Ausführungen von Herrn Brockes. 
Aus Gesprächen mit Waldbesitzenden in den letzten Jahren wisse man, dass das, was 
in den Wäldern passiere, nicht mehr in Ordnung sei. Das gehe so nicht weiter. Nun 
versuche man, in einem Gesetz etwas klarzustellen, etwas neu zu beschreiben, damit 
es diejenigen, die draußen aktiv seien, besser verstünden. Dass man immer in einem 
so großen Bundesland ein Problem habe, das gelte für alle Gesetze, die draußen in 
der Natur zu vollziehen seien. Man könne nicht hinter jede Fichte einen Förster stellen. 
Angesichts seiner Einlassungen stelle er fest, dass Herr Brockes die Waldbesitzenden 
etwas im Stich lasse. Das verstehe er nicht. Da habe er früher ganz anderes von ihm 
gehört.  

Dietmar Brockes (FDP) merkt an, es sei zwar schön, dass Herr Hartmann sage, dass 
die Breite der Wege nicht definiert werde, aber trotzdem werde nach einer Formulie-
rung gesucht. Er befürchte, dass die nicht viel besser sein werde als die bisherige.  

Er habe in seinen ersten Ausführungen sehr deutlich gemacht, dass der FDP ein gutes 
Miteinander und auch der Schutz des Eigentums sehr wichtig sei. Man müsse hier zu 
einem vernünftigen Miteinander kommen. Eine Gruppe herauszunehmen, halte er für 
einen falschen Weg. Er warne davor, irgendeine Definition an den Tag legen zu wollen, 
um was gut Gemeintes zu machen und damit nachher etwas Falsches zu erreichen. 
Es wäre schön, wenn man nicht versuchen würde, alles über Verbote zu regeln.  

Ministerin Silke Gorißen (MLV) betont, man habe es am 26.05. geschafft, eine Klar-
heit zu schaffen gegenüber den Mountainbikeverbänden, die gesagt hätten, das sei in 
Ordnung, auch was die Verbote angehe. Sie verstehe nicht, warum man bei denen 
weiterkomme als bei der Opposition.  
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Man könne natürlich mit Gewalt versuchen, Leute auf die Zinne zu treiben, indem man 
jetzt so tue, diese an den Pranger zu stellen. Man stelle hier niemanden an den Pran-
ger. Wenn man im Strafgesetzbuch Totschlag unter Strafe stelle, dann stelle man nicht 
die komplette Menschheit an den Pranger. Dann bringe man nur zum Ausdruck, was 
verboten sei.  

Probleme im Wald könne man gut feststellen, wenn man mit offenen Augen durch den Wald 
gehe. Sie meine damit Personengruppen, die als Ego-Shooter in den Wäldern unterwegs 
seien. Diese Leute wolle man da nicht haben, und dagegen müsse man vorgehen. Es 
könne nicht sein, dass den Wäldern Schaden zugefügt werde. Sie habe am Anfang 
klar und deutlich gesagt, der Großteil der Fahrradfahrer halte sich sehr ordentlich an 
die Regeln. Aber es gebe auch ein paar Vollchaoten, die da unterwegs seien, und es 
gelte, diese zu stellen und auch zu benennen, um dieses Verhalten abzustellen.  

Sie wolle ein solches Verhalten für den Staatswald nicht dulden, wo Pflanzen, Bäume 
beschädigt würden, wo andere Waldnutzer in Gefahr gerieten, weil ohne Sinn und 
Verstand an ihnen vorbeigerast werde, wo Tiere in Mitleidenschaft gezogen würden. 
All das finde durch diese Minderheit von Leuten statt, und das dürfe man benennen. 
Das gehöre ihrer Meinung durchaus auch in ein Landeswaldgesetz, das kein Moun-
tainbikeverbotsgesetz NRW sei. Radfahren im Wald sei ein kleiner Ausschnitt von 
dem, was man in diesem Landeswaldgesetz regele, was im Übrigen auch ein Ziel aus 
dem Koalitionsvertrag sei, das Landesforstgesetz zum Landeswaldgesetz weiterzu-
entwickeln. Da habe man immer gesagt, das mache man, sobald es die Waldstrategie 
gebe. Darauf habe man jetzt aufgesattelt, wie man das immer beschrieben haben und 
was mehrfach im Ausschuss nachgefragt worden sei.  

Man habe zu dem Referentenentwurf eine hohe Zustimmung bekommen. Man habe 
diesen Kritikpunkt von den Mountainbikeverbänden bekommen, wozu sie jetzt aus-
führlich erklärt habe, woran der sich entzündet habe. Diese Kritik nehme man ernst. 
Herr Hartmann habe ausführlich mitgeteilt, dass man sich diese Stellungnahmen und 
Kritik noch mal anschaue und prüfe, ob das Wording geändert werden müsse, ohne 
an der Regelung selber groß etwas zu ändern.  

Es werde hier niemand an den Pranger, und es sei auch nicht etwas, was man sich im 
stillen Kämmerlein ohne irgendeinen triftigen Grund ausgedacht habe. Auch den Ver-
einen, in denen sich die Mountainbiker zusammenschlössen, sei es nicht recht, dass 
Leute in den Wäldern ihr eigenes Ding machten und damit für so eine Unruhe und 
auch Zerstörung sorgten.  

Dadurch werde niemand eingeschränkt, an keiner Stelle. Man packe nur da an, wo es 
auch wirklich nötig sei, und das sei auch wichtig, wenn man feststelle, dass es offen-
sichtlich anders nicht mehr funktioniere, weil diese Problematik an manchen Stellen in 
den letzten Jahren überhandgenommen habe.  

Die Mountainbiker seien im Wald herzlich willkommen, genauso wie die normalen E-
Biker, die Bio-Biker, die Spaziergänger, die Hundehalter, aber es müsse Rücksicht 
genommen werden, und an ein paar Stellen müsse man deutlich werden. Das sei im 
Landeswaldgesetz gut aufgehoben.   
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13 Hochwasserschutz: Wie leistungsfähig ist das Meldeportal des Landes im 

Ernstfall? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5182 

– keine Wortbeiträge 
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14 Schutz von Weidetieren: Wie gut ist die NRW-Landesregierung beim Thema 

„Wolf“ wirklich organisiert? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe 
Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5195  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) bedankt sich für den Bericht. Dieser sei ausführlicher, 
als man sich das vorgestellt habe, aber trotzdem habe sie noch einige Fragen.  

Der Bereich Wolf sei innerhalb der Ministerien neu geordnet worden, aber man spre-
che immer noch von einer Übergangsphase zwischen Umwelt- und Landwirtschafts-
ressort, weil nämlich noch sehr viele Aufgaben beim LANUK lägen. Sie frage, wie 
lange diese Übergangsphase noch dauern solle. 

Des Weiteren interessiere sie, was sich tatsächlich für die Weidetierhalter konkret ver-
bessert habe. Der Wolf unterliege ja inzwischen dem Jagdrecht, aber gleichzeitig blie-
ben Monitoring, Rissdokumentation und fachliche Bewertung beim LANUK. Da fehle 
der Hinweis, welche konkreten Verbesserungen sich bei der Neuordnung für die Wei-
detierhalter ergeben hätten.  

Bei Gesprächen mit landwirtschaftlichen Betrieben und Vereinigungen sei mehrfach ge-
fragt worden, wie es möglich sein könne, dass die Aufgaben immer noch beim LANUK 
verblieben, obwohl das MLV zuständig sei, und wie man da Vertrauen schaffen wolle.  

Die Praxistauglichkeit der Entnahmeregelung sei eine weitere Frage, also die Wahr-
scheinlichkeit, innerhalb eines Radius von 20 km und innerhalb von sechs Wochen 
tatsächlich einem schadenstiftenden Wolf habhaft zu werden.  

Bezüglich der organisatorischen Neuordnung hätte man sich Angaben zu Personal, 
Bearbeitungszeiten, Fallzahlen, Entschädigungsleistungen usw. gewünscht., weil die 
eben für die Weidetierhalter durchaus relevant seien. Sie bitte, diesbezüglich zur Er-
hellung beizutragen.  

Ferner wolle sie wissen, welche konkreten Verbesserungen Schafhalter im Sauerland, 
in der Eifel oder wo auch immer in der jetzigen Situation sähen, wenn dieser Übergang 
des Wolfs vom MUNV zum MLV tatsächlich abgeschlossen sei.  

Sie habe eine Kleine Anfrage zum Wolf in Olpe gestellt. Da sei darauf eingegangen 
worden, dass der Wolf mit der Identifikation GW1896m seit Dezember 2025 mehrfach 
in Olpe gesichtet worden sei. Gleichzeitig schreibe man, dass nach einem halben Jahr 
die Territorialität angenommen werde. Sie frage, ob der Wolf in Olpe territorial ange-
siedelt sei, er als territorial gesehen werde und man dann nicht möglicherweise mit 
ihm als schadstiftenden Wolf anders umgehen müsse als bisher.  

Jochen Ritter (CDU) weist darauf hin, dass die Weidetierhalter mehr als zufrieden 
seien. Das MLV habe im Rahmen der Möglichkeiten, die das Bundesjagdrecht biete, 
sehr schnell reagiert und eine jedenfalls aus Sicht des WLV praxisgerechte Regelung 
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getroffen, die zu Entwicklungen zu dem angesprochenen Wolf führen könne. Insofern 
bestehe Zuversicht, dass man damit die Situation erheblich verbessere. Dies nehme 
er aus dem schönen Kreis Olpe wahr.  

Dietmar Brockes (FDP) nimmt Bezug auf die Äußerungen von Herrn Ritter, dass es 
sich um eine praxistaugliche Lösung handele. Wenn man sich das durchlese, dann 
stelle man fest, dass es trotz der Änderungen auf Bundesebene, was die Entnahme 
von Problemwölfen angehe, nach wie vor einen sehr bürokratischen Aufwand gebe, 
was die Entnahmezeiten angehe. Mit dem, was hier vorliege, würden die Möglichkei-
ten, die der Bund jetzt biete, nicht umgesetzt, sondern man bleibe bei dem gleichen 
bürokratischen Verfahren bei der Entnahme von Problemwölfen wie vorher, das leider 
nicht zum Erfolg geführt habe. 

Bianca Winkelmann (CDU) entgegnet, es gebe einen gewissen von der Bundes-
ebene vorgegebenen Rechtsrahmen, der natürlich einzuhalten sei. Wenn man sich 
den Bericht näher anschaue, dann empfinde sie das genauso wie der Kollege Ritter 
als einen großen Fortschritt. Seit neun Jahren, die sie in der Landespolitik überblicken 
könne, versuchen man im Sinne der Weidetierhalter, das Zusammenleben zwischen 
Wolf, Weidetierhaltern und Mensch zu regulieren bzw. in geordnete Bahnen zu brin-
gen. Derzeit erlebe man doch einen Paradigmenwechsel. Wichtig sei, dass eben die 
Handlungswege und die Informationswege während dieser Übergangsphase erhalten 
blieben. Der Bericht zeige auf, welche Maßnahmen auf den Weg gebracht werden 
könnten. Von daher sei sie sehr froh und dankbar, dass man endlich einen Paradig-
menwechsel eingeläutet habe und zu einem vernünftigen Umgang mit diesem wirklich 
großen Beutegreifer in Nordrhein-Westfalen gekommen sei. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) macht deutlich, der Rechtsrahmen sehe auch vor, dass 
Herdenschutz betrieben werden müsse, um entsprechende Regelungen umsetzen zu 
können. Das sei auch sein Appell. Herdenschutz sei eine notwendige Bedingung, da-
mit aus den vorbeiziehenden Wölfen, die Schalenwild und Rehe fräßen, nicht diejeni-
gen würden, die auf einmal dablieben, weil Schafe einfacher zu kriegen seien. Deswe-
gen sei es eine Grundvoraussetzung, dass das gemacht werde und Landwirte sich 
auch darum kümmerten, dass das passiere. Vielleicht werde man in den kommenden 
Monaten und Jahren noch mal darüber nachdenken müssen, inwiefern Landwirte da-
bei unterstützt werden könnten, einen Herdenschutz umzusetzen, der praxistauglich 
sei und dem Aufwand, den sie damit hätten, entgegenkomme.  

Ministerin Silke Gorißen (MLV) nimmt Bezug auf die Äußerung von Herrn Brockes, 
dass man jetzt eine Frist von nur sechs Wochen habe und das keine Verbesserung 
sei. Es werde Bundesrecht umgesetzt. Das habe man sich nicht hier ausgedacht.  

Dass der Wolf ins Jagdrecht aufgenommen worden sei, begrüße sie. Das werde in 
NRW umgesetzt. Die Fristen seien vorgegeben und müssten eingehalten werden.  
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Wichtig sei, dass die Kette schnell funktioniere. Es handele sich aktuell um eine Inte-
rimslösung. Das bedeute, es gebe den Übergang von dem bisherigen Ressort ins 
MLV, mit allem, was da dranhänge, und das sei beim Wolf nicht wenig. Es gebe aber 
nach wie vor gute Lösungswege, und diese habe man in der letzten Ausschusssitzung 
klar benannt. Damals habe Herr Hartmann die Interimslösung, die per Erlass auf den 
Weg gegangen sei, dem Ausschuss vorgestellt. Das sei nicht neu. Da habe man auch 
gesagt, man sei sofort durch den Erlass handlungsfähig gewesen, damit keine Lücke 
entstehe. Wenn also eine Problematik mit einem schadstiftenden Wolf vorliege, dann 
könne sehr bürokratiearm reagiert werden. Total bürokratiearm wäre es, zu erlauben, 
einen Wolf einfach zu erschießen. An dem Punkt sei man aber nicht, und das wäre 
auch fatal. Aber es seien einfache, schnelle Wege, die eingehalten werden müssten 
und zum Ziel führten. Man könne natürlich immer sagen, es gehe noch schneller, aber 
man müsse auch Recht anerkennen, Recht umsetzen, und das tue man an der Stelle.  

Die Interimslösung werde so lange bleiben, wie sie bleiben müsse, bis Klarheit be-
stehe. Das dauere eine gewisse Zeit, die die beiden Häuser bräuchten. Diese seien 
im ständigen Austausch. Man sei als oberste Jagdbehörde natürlich in einer Zustän-
digkeit, aber es hänge eine Menge dran.  

Tierhaltung bedürfe natürlich entsprechenden Schutz vor Wolfsrissen. Es gibt unter-
schiedliche Beurteilungen, je nachdem, wo man unterwegs sei. Zum Beispiel in be-
stimmten Hanglagen, wo das sehr schwierig sei, gälten andere Regelungen. Dazu 
könne die zuständige Abteilung Stellung nehmen. 

Man sei mit dem Interimserlass sehr schnell gewesen. Das ermögliche eine schnelle 
Handlungsfähigkeit. Es wäre grundverkehrt gewesen, alles komplett umzubauen, 
denn dann wäre man nicht schnell gewesen mit einer Interimslösung. Das hätte gerade 
in so einer Zeit zu mehr Verwirrung geführt.  

MDgt Daniel Hartmann (MLV) stellt fest, dass die Abläufe, wie sie bisher bekannt 
seien, gerade für die Weidetierhalter weiterhin gut funktionierten. Man sei im engen 
Austausch mit dem Umweltministerium und auch dem LANUK. Da gebe es im Moment 
kein Problem, es laufe reibungslos.  

Für die Weidetierhalter habe sich konkret verbessert, dass Problemwölfe jetzt schnel-
ler entnommen werden könnten. In Sachen Herdenschutz bleibe das hohe Niveau, 
das man in Nordrhein-Westfalen habe, erhalten.  

Wie das in Zukunft zwischen den beiden Häusern aufgestellt werde, bespreche man 
gerade. Wie lange das dauere, könne er im Moment noch nicht genau sagen, aber das 
sollte in Sorgfalt und Ruhe erfolgen. Weidetierhalter hätten nach wie vor alle Möglich-
keiten des Herdenschutzes. Die Meldeketten seien in gewohnter Weise da. Insofern 
gebe es an dieser Stelle kein Problem. Da sei man genauso handlungsfähig.  

Die Frage sei, ob man jetzt noch handlungsfähiger sei, was die Entnahme von schad-
stiftenden Wölfen angehe. Das Verfahren habe er in der letzten Ausschusssitzung nä-
her erläutert, zum einen eben das beschleunigte Verfahren. Wenn ein Nutztierriss 
stattgefunden habe, der zumutbare Herdenschutz gegeben gewesen sei und seitens 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 42 - APr 18/1248 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  09.06.2026 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume  
82. Sitzung (öffentlich) rt 
 
 
des vom Land bestellten Sachverständigen festgestellt werde, dass das so sei, dann 
könne die untere Jagdbehörde in Zukunft im Einvernehmen mit der obersten Jagdbe-
hörde zu einer schnelleren Entnahme kommen.  

Darüber hinaus gebe es natürlich auch die Möglichkeit, dass die untere Jagdbehörde 
im Einvernehmen mit der obersten Jagdbehörde eine Genehmigung zum Abschuss 
eines schadstiftenden Wolfes erteile, wenn dieser nach einer der drei genannten Fall-
gruppen im Bundesjagdgesetz zum Beispiel erhebliche landwirtschaftliche Schäden 
angerichtet habe. Das sei schon ein großer Vorteil für Weidetierhalter, dass diese Ent-
nahme von schadstiftenden Wölfen jetzt klarer geregelt sei. Das Bundesjagdgesetz 
biete hierfür einen sehr stabilen Rechtsrahmen. Das sei auch ein großer Vorteil für die 
handelnden Behörden.  

Es sei gefragt worden, ob dieser Wolf territorial sei. Das sei nach aktuellem Erkennt-
nisstand der Fall.  

Der Entnahmeradius von 20 km innerhalb von sechs Wochen habe der Bundesgesetz-
geber vorgegeben. Natürlich könne man behördlicherseits zumindest nach unten hin 
abweichen, wenn es als praktikabel angesehen werde, aber das sei im Einzelfall zu 
prüfen.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) sagt, sie habe noch eine Nachfrage zur Zusammenar-
beit zwischen LANUK und MLV in Bezug auf den Wolf. Hier wolle sie noch einmal den 
Wolf GW1896m anspreche, der als territorial eingestuft werde. Als sie die Kleine An-
frage gestellt habe, sei das offensichtlich noch nicht so gewesen. Das habe sich inner-
halb von drei Wochen geändert. Es handele sich also wahrscheinlich um einen schad-
stiftenden Wolf. Sie frage, wann er für den Kreis Olpe möglicherweise habhaft zu ma-
chen, innerhalb von sechs Wochen im Radius von 20 km tatsächlich zu entnehmen 
sei, also ob man den Weidetierhaltern sagen könne, in sechs Wochen sei das Problem 
GW1896m passé.  

Es gebe nach dem Bundesjagdrecht die Möglichkeit, Weidegebiete auszuweisen. Sie 
wolle wissen, ob die Landesregierung in Überlegungen sei, genau das zu tun.  

MDgt Daniel Hartmann (MLV) lässt wissen, was den 20-km-Radius und die Sechs-
wochenfrist angehe, gebe es neben dem beschleunigten Verfahren die Möglichkeit, 
mit Genehmigung der zuständigen Behörden im Falle eines schadstiftenden Wolfes 
den Abschuss oder die Entnahme zu genehmigen, zum Beispiel wenn erhebliche land-
wirtschaftliche Schäden vorlägen. Beim Wolf in Olpe, dem GW1896m, wisse man auch 
aus anderen Bundesländern, dass dieser Wolf bereits erhebliche Schäden in der Land-
wirtschaft angerichtet habe. Diese seien genetisch zuordenbar. Von daher sei jetzt zu 
prüfen, ob abgesehen vom beschleunigten Verfahren, wo eben der zumutbare Her-
denschutz überwunden werden müsse, eine Genehmigung möglich sei, diesen Wolf 
auf dem Genehmigungswege zu entnehmen. Das sei die andere Möglichkeit, nach der 
auch bei ungünstigem Erhaltungszustand schadstiftende Wölfe entnommen werden 
könnten. Das sei eine Verbesserung im Vergleich zur vorherigen Rechtslage.  
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Julia Kahle-Hausmann (SPD) sagt, ihr sei das unkonkret. Deshalb wolle sie wissen, 
wer entscheide, dass dieser Wolf entnommen werde, und was man den Weidetierhal-
tern in Olpe sagen könne.  

Bezüglich der Frage der Genehmigung könne er sagen, so MDgt Daniel Hartmann 
(MLV), dass man seitens der obersten Jagdbehörde grundsätzlich das Einvernehmen 
für die Entnahme dieses Wolfes erteilt habe. Allerdings müsse noch im Detail geprüft 
werden, wie am Ende die Genehmigung durch die untere Jagdbehörde erfolgen 
könne. Wann das am Ende erfolgreich sei, sei natürlich schwer vorauszusagen, also 
die konkrete Entnahme selber.  
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15 Verschiedenes 

a)  Sitzungstermine 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill teilt mit, am 13. Juli fänden Anhörungen zum Gesetzentwurf 
zur Beschleunigung des Vollzugs des Naturschutzrechts und zum Gesetzesentwurf 
zur Klimaanpassung statt. Beides seien große Anhörungen, in denen die kommunalen 
Spitzenverbände fraktionsunabhängig geladen werden sollten.  

Die nächste Sitzung des Ausschusses finde am 8. Juli um 15:30 Uhr statt.  

b) Tagebau Hambach 

Minister Oliver Krischer (MUNV) führt aus:  

Ich habe aus aktuellem Anlass noch einen kurzen Punkt zu erwähnen. Silke Gori-
ßen, Mona Neubaur und ich für die Landesregierung – die Frau Vorsitzende war 
auch zugegen – haben im Vorlauf zu dieser Sitzung eine Vereinbarung mit allen 
relevanten Stakeholdern rund um den Hambacher Wald unterzeichnet, also RWE, 
die Kommunen, die Kreise, Naturschutzverbände, Landwirtschaftskammer, in der 
wir festgelegt haben, dass der Hambacher Wald ein Wildnisentwicklungsgebiet als 
Zielperspektive hat, der Merzenicher Erbwald, ein benachbartes großes Waldstück, 
ein Naturschutzgebiet wird, Grünkorridore zwischen diesen Waldgebieten und ei-
nem weiteren, die Steinheide, errichtet werden. Das alles ist die Umsetzung des 
Koalitionsvertrages. Wir streben noch in diesem Jahr eine öffentlich-rechtliche Ver-
einbarung an, mit der die Maßnahmen dann auch weiter detailliert und konkretisiert 
werden können, sodass für diesen weißen Fleck, wie der Bürgermeister von Mer-
zenich es bezeichnet hat, was den Strukturwandel, die Entwicklung der Natur und 
der blaugrünen Infrastruktur in der Region angeht, jetzt eine klare Perspektive vor-
handen ist. Ich denke, das ist nicht nur für die Region, sondern auch für ganz Nord-
rhein-Westfalen eine gute und schöne Entwicklung, die wir da haben.  

Dr. Patricia Peill (CDU) lobt, dass alle Sprecher zu den Aktivisten gesagt hätten, der 
Wald gehöre jetzt wieder der Bevölkerung, man könne die Sachen packen und gehen. 
Das tue auch der Region gut.  

gez. Dr. Patricia Peill 
Vorsitzender 

4 Anlagen 
22.06.2026/24.06.2026 
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Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest: Bestehen wider besseren Wissens Lücken bei 

Aufklärung und Bekämpfung?

Bitte um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume (AULNV) am 9. Juni 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

Samstag, 9. Mai, später Vormittag: Das NRW-Landwirtschaftsministerium versendet eine 

Pressemitteilung mit dem Titel: „Afrikanische Schweinepest: Land Nordrhein-Westfalen 

veranlasst Erweiterung der Sperrzonen“1 Darin aufgeschrieben ist das neuerliche Eingeständnis: 

Es ist wieder nicht gelungen, die ASP regional zu begrenzen. Dennoch gibt es dem Vernehmen 

nach weiter Lücken bei der Aufklärung der Öffentlichkeit und der Bekämpfung der Afrikanischen 

Schweinepest. 

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen 

Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 9. Juni 2026 zum Thema: „Ausbreitung der Afrikanischen 

Schweinepest: Bestehen wider besseren Wissens Lücken bei Aufklärung und Bekämpfung?“ Dabei 

bitten wir darum, dass die Landesregierung diesen Bericht ergänzend zu Ihren obligatorischen 

Sachstandsbericht vorlegt bzw. sicherstellt, dass die nachfolgenden Punkte einfließen.

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten:

1.1. Inwieweit ist eine flächendeckende Beschilderung mit entsprechenden Warn- und 

Verhaltenshinweisen im ASP-Verbreitungsgebiet und in angrenzenden Gebieten 

sichergestellt, sodass für jedermann zu erkennen ist, dass er sich im ASP-Gebiet befindet?

2.2. Welche Beschilderung ist insbesondere für Autofahrer eingerichtet?

1 https://www.mlv.nrw.de/afrikanische-schweinepest-land-nordrhein-westfalen-veranlasst-erweiterung-

der-sperrzonen/
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3.3. Welche Lücken sind der Landesregierung bei der Beschilderung bekannt? Wie ist der 

Zeitplan für mögliche Nachbesserungen?

4.4. Ist nach Erkenntnis der Landesregierung sichergestellt, dass Veranstalter wie Festival-

Anbieter im Verbreitungsgebiet auf Ihren Kanälen (z.B. Homepage) auf die ASP hinweisen?

5.5. Inwieweit ist die Landesregierung mit entsprechenden Akteuren gerade von 

Veranstaltungen mit nennenswerten Publikumsverkehr im Dialog?

6.6. Was sind die Ergebnisse der EU-Bereisung zur ASP, die in der 19 Kalenderwoche 

stattgefunden hat?

7.7. Welcher zeitliche Abstand lag bei den bisherigen Ausweitungen der Sperrzonen zwischen 

Bestätigung eines ASP-Falls und der Information der Öffentlichkeit etwa über 

Pressemitteilungen?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL
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II

Berichtsanfrage für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbrau-

cherschutz, Landwirtschaft am 9. Juni 2026 zur Thematik: „Gesetz zur Änderung 

des Landesforstgesetzes und des Gemeinschaftswaldgesetzes“ 

Sehr geehrte Frau Dr. Peil,  

die Wälder in Nordrhein-Westfalen erfüllen eine Vielzahl zentraler Funktionen. Ne-

ben ihrer Bedeutung für Klima- und Naturschutz sind sie insbesondere in einem 

dicht besiedelten Bundesland wie Nordrhein-Westfalen von herausragender Be-

deutung für die Naherholung der Bevölkerung. Unterschiedliche Nutzergruppen, 

wie etwa Spaziergänger, Familien, Sporttreibende, Reiter und Radfahrer, nehmen 

diese Erholungsfunktion in zunehmendem Maße in Anspruch. 

Mit der geplanten Novelle des Landesforstgesetzes (künftig Landeswaldgesetz) be-

absichtigt die Landesregierung, das Radfahren im Wald stärker zu regulieren. Künf-

tig soll das Radfahren im Wald grundsätzlich nur noch auf sogenannten „Fahrwe-

gen“ sowie auf ausdrücklich ausgewiesenen und genehmigten Trails zulässig sein. 

Gleichzeitig werden Verstöße gegen diese Regelungen mit erweiterten Bußgeldtat-

beständen belegt. 

Aus Sicht vieler Radfahrerinnen und Radfahrer stellt diese Neuregelung eine erheb-

liche Einschränkung der bisherigen Nutzungsmöglichkeiten dar. Insbesondere wird 

darauf hingewiesen, dass ein Großteil der heute genutzten schmaleren Wege und 

Pfade künftig nicht mehr legal befahrbar wäre und Mountainbiken im Wald faktisch 

verboten ist. 

Vor diesem Hintergrund bittet die FDP-Landtagsfraktion die Landesregierung um 

einen schriftlichen Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 9. Juni 2026. Der Bericht 

sollte dabei insbesondere folgende Fragen beantworten: 

Welche Bedeutung misst die Landesregierung der Nutzung des Waldes durch Rad-

fahrerinnen und Radfahrer im Kontext der unterschiedlichen Funktionen des Wal-

des als Wirtschafts", Natur" und Erholungsraum bei und wie stellt sie sicher, dass 

diese Nutzung weiterhin möglich ist? 
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Nonlzhein,Vesdalen 1 Welche konkreten Nutzungskonflikte und Problemlagen sieht die Landesregierung 

im Zusammenhang mit der Nutzung des Waldes durch Radfahrerinnen und Radfah-

rer? 

Wie stellt sich die Landesregierung die praktische Umsetzung und Kontrolle der ge-

planten Regelungen im Wald vor? 

Mit freundlichen Grüßen  

Dietmar Brockes MdL 
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Hochwasserschutz: Wie leistungsfähig ist das Meldeportal des Landes im Ernstfall?

Bitte um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume (AULNV) am 9. Juni 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Sommer 2026 jährt sich die Hochwasserkatastrophe zum fünften Mal. Neben dem Ausbau des 

Pegelmessnetzes ist eine auch im Ernstfall funktionierende digitale Infrastruktur notwendig.

Gerade im Krisenfall braucht es eine kontinuierliche Übersicht zu aktuellen Pegelständen – auch 

im Fall von Störungen einzelner Komponenten im Meldesystem.

Der Parlamentarische Untersuchungsausschuss zur Hochwasserkatastrophe hat in seinen 

Handlungsempfehlungen dazu unter anderem festgehalten: „Alle Fraktionen sind sich einig, dass 

in Zukunft ein leistungsfähiges Hochwassermelde- und Warnsystem unabdingbar ist.“1 Weiter 

stellt der Abschlussbericht des PUA fest: „Neben großen Gewässern sind bei der Ertüchtigung und 

bei Investitionen in den Hochwasserschutz mittlere und vor allem kleinere Gewässer in den 

Blickpunkt zu rücken. Auf einer validen Datenbasis braucht es für diese Gewässer einen 

verbindlichen Sanierungsfahrplan sowie eine Flussgebiete und Kommunen übergreifende

Hochwasserschutz-Planung mit entsprechenden Pegelmessstationen.“2

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen 

Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 9. Juni 2026 zum Thema: „Hochwasserschutz: Wie 

leistungsfähig ist das Meldeportal des Landes im Ernstfall?“

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten:

1 Drucksache 18/14500, Seite 567
2 Drucksache 18/14500, Seite 574
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1.1. Inwieweit erfüllt das Hochwassermeldeportal des Landes NRW die Anforderungen an eine 

Hochverfügbarkeitsanwendung?

2.2. Welche Redundanzen bestehen für den unterbrechungsfreien Betrieb des 

Hochwassermeldeportals?

3.3. Wie hoch ist die aktuelle Wiederherstellzeit für das Hochwassermeldeportal?

4.4. Wie hoch ist die vertraglich festgelegte Reaktionszeit im Falle einer Störung?

5.5. In welchen Intervallen melden die Messstellen in NRW aktuelle Pegel? Bitte um Übersicht 

aller Pegelmessstellen, die im Hochwassermeldeportal abrufbar sind, unter Angabe des 

Standorts und des jeweiligen Meldeintervalls.

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL
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Platz des Landtags 1 | 40221 Düsseldorf

Vorsitzende des Ausschusses für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume

Frau Dr. Patricia Peill

Platz des Landtags 1

40221 Düsseldorf

René Schneider MdL

Sprecher für Umwelt, 

Landwirtschaft, Natur- und 

Verbraucherschutz

Fon: 0211-884-43 63

Mail:

rene.schneider@landtag.nrw.de

Düsseldorf, 22. Mai 2026

Schutz von Weidetieren: Wie gut ist die NRW-Landesregierung beim Thema „Wolf“ wirklich

organisiert?

Bitte um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume (AULNV) am 9. Juni 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

mit Blick auf den Umgang mit dem Wolf und dem Schutz von Weidetieren hat die 

Landesregierung bis zum Ende dieser Legislaturperiode noch eine Menge zu tun. Eine Novelle des 

Landesjagdgesetzes ist vorgesehen – am liebsten noch in diesem Jahr. Während die 

Landesregierung diese plant, ist von Weidetierhaltern an den Grenzen Nordrhein-Westfalens zu 

hören, dass angrenzende Bundesländer die neuen gesetzlichen Rahmen auf Bundesebene deutlich 

schneller vor Ort administrieren.

Neben dem NRW-Zeitplan für die Anpassung des Landesjagdgesetzes kündigte die 

Landesregierung in der vergangenen Sitzung des AULNV ebenfalls erstmals gegenüber dem 

Parlament an, die Kompetenzen zum Thema Wolf künftig im MLV zu bündeln.1

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen 

Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 9. Juni 2026 zum Thema: „Schutz von Weidetieren: Wie 

gut ist die NRW-Landesregierung beim Thema „Wolf“ wirklich organisiert?“

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten:

1.1. Wie sind im MLV die künftigen Zuständigkeiten für den Wolf und den Schutz von 

Weidetieren organisiert?

2.2. Wer soll im MLV zuständiger Ansprechpartner für Weidetierhalter sein? Wer soll

Ansprechpartner für natur- und artenschutzfachliche Fragen sein?

1 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-5012.pdf
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3.3. Wie werden die neuen Zuständigkeiten den entsprechenden Bezugsgruppen 

kommuniziert – insbesondere an diejenigen, die bislang im MUNV bearbeitet wurden?

4.4. Wie weit sind die weiteren Bundesländer nach Kenntnis der Landesregierung bei der 

Umsetzung des neuen Bundesrechts zum Wolf vor Ort? Wie weit sind entsprechende 

Anpassungen der jeweiligen Landesgesetzgebung nach Kenntnis der Landesregierung 

jeweils fortgeschritten?

5.5. Wann ist mit der entsprechenden Einbringung in NRW zu rechnen?

6.6. Das Land Rheinland-Pfalz hat dem Vernehmen nach Jägerinnen und Jäger bereits darüber 

informiert, dass vor dem Hintergrund des neuen Bundesrechts keine artenschutzrechtliche 

Ausnahmegenehmigung für einen Fangschuss beim Wolf mehr notwendig ist: Wie ist hier 

der Sachstand in Nordrhein-Westfalen?

7.7. Inwieweit ist die Landesregierung mit anderen Bundesländern in Abstimmung zur 

Umsetzung des neuen Rechtsrahmens zum Wolf?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL
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